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Keine Ausweitung der DNA-Tests 
beck-aktuell, 17./18.1. scc. Datenschüt-
zer und Deutscher Anwaltsverein (DAV)
warnen vor der Ausweitung der DNA-
Test. Gegen die Forderungen einer Gro-
ßen Koalition aus SPD-, CDU- und
CSU-Politikern, die DNA-Analysen
über die bisher in der Strafprozessord-
nung erlaubten Fälle hinaus ausweiten
wollen – am liebsten prophylaktisch auf
die gesamte Bevölkerung – machen die
beiden Datenschützer von Sachsen und
Schleswig-Holstein, Andreas Schurig
und Thilo Weichert, geltend, dass das
Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung in Gefahr gerät. Die moleku-
largenetische Untersuchung von Kör-
perspuren liefere über die Identifizie-
rungsgrundlage hinaus Informationen
über Geschlecht, Altersabschätzung
und einzelne aus den Erbanlagen er-
sichtliche Krankheiten.Darüber hinaus
berge die Ausweitung der DNA-Datei
beim BKA in den Bagatelltatenbereich
die Gefahr einer wachsenden Zahl von
Falschverdächtigungen. In größerem
Ausmaß als bisher bestünde die Gefahr,
dass genetisches Material von Unbetei-
ligten zufällig oder auch bewusst am
Tatort platziert werde und so im Ergeb-
nis zu einer Art Beweislastumkehr im
Ermittlungsverfahren führe. Ähnlich
argumentiert der DAV, der auch darauf
verweist, dass der schnelle Fahndungs-
erfolg im Fall Moshammer die Notwen-
digkeit der Änderung der Gesetzeslage
gerade nicht beweist. Nach Auffassung
des DAV darf ein DNA-Test auch
weiterhin nur auf richterliche Anord-
nung erfolgen.

Streit um Asylbewerberleistungen
Heute im Bundestag – hib, 20.1. rül. Der
Bundesrat will die erst Anfang des Jah-
res in Kraft getretene Angleichung der
Grundleistungen für Asylbewerber auf
Sozialhilfeniveau schon wieder strei-
chen. Das seit 1.1.2005 geltende Zu-
wanderungsgesetz sieht vor, dass Asyl-
bewerber während der ersten drei Jah-
re nach ihrer Flucht in die Bundesrepu-
blik nur Anspruch auf Grundleistungen
in Höhe von 75 Prozent der Sozialhilfe
– etwa 223 Euro im Monat – für ihren
Lebensunterhalt haben. Danach sollen
sie Anspruch auf volle Leistungen in
Höhe der Sozialhilfe – also auf 345 oder
331 Euro im Monat – haben, aber nur,
wenn sie „die Dauer des Aufenthalts
nicht rechtsmissbräuchlich selbst be-
einflusst haben“. Das ist den Ländern
zu teuer. Als Alternative schlägt die
Länderkammer in einem Gesetzent-
wurf (15/4645) vor, die im Zuwande-
rungsgesetz festgeschriebene Neurege-
lung der Angleichung rückgängig zu
machen und zur bisherigen Praxis zu-
rückzukehren. Diese sah vor, dass Asyl-

bewerber drei Jahre lang Grundleistun-
gen in der Höhe von 75 Prozent der So-
zialhilfe beziehen. Danach soll eine An-
hebung der Leistungen auf Sozialhilfe
nur dann erfolgen, wenn die betreffen-
de Person eine Bleibeberechtigung er-
halten hat und damit ein generelles Be-
dürfnis nach sozialer Eingliederung be-
steht. Die Bundesregierung lehnt in ih-
rer Stellungnahme die Bundesratsfor-
derung ab, „weil dies jene Leistungsbe-
rechtigten betreffen würde, die schon
drei Jahre abgesenkte Leistungen er-
halten haben,ohne die Dauer ihres Auf-
enthaltes selbst missbräuchlich beein-
flusst zu haben“.Auch sei es im Hinblick
auf die Menschenwürde verfassungs-
rechtlich bedenklich, wenn den betrof-
fenen Ausländer und Ausländerinnen
auf Dauer die Mittel für eine Teilnahme
am sozialen Leben der Gemeinschaft
versagt würden.

Existenzminimum zu niedrig
angesetzt 
Caritas, 20.1. scc. Der Deutsche Cari-
tasverband kritisiert ebenso wie der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband, dass das
soziokulturelle Existenzminimum für
ALG-II- und Sozialhilfebezieher nicht
mehr gewahrt ist. Insbesondere würden
bei ALG II und Sozialhilfe die Kosten
für Gesundheit nicht berücksichtigt.
Viele Menschen könnten sich die seit der
letzten Gesundheitsreform anfallenden
Zuzahlungen und nicht verschrei-
bungspflichtige Medikamente, die sie
selbst bezahlen müssen, einfach nicht
mehr leisten. Caritas fordert, dass das
Existenzminimum nach einer öffent-
lichen Debatte in einem transparenten
Verfahren ermittelt wird und nicht, wie
in diesem Jahr, die Bundesregierung die
neue Grundsicherung ungeachtet der
Einsprüche der Wohlfahrts- und Be-
troffenenverbände festlegt. Besonders
besorgniserregend ist nach Auffassung
der Caritas die Lage von Familien mit
Kindern. Kinder unter 7 Jahren bekom-
men nach den neuen Festlegungen zwar
mehr, ältere Kinder aber weniger als
vorher, obwohl die Kosten für Kinder
mit zunehmenden Alter steigen. Einer
armen Familie mit zwei Kindern über 14
Jahren stehen unter Berücksichtigung
der Zuzahlungen im Gesundheitsbe-
reich künftig monatlich etwa 80 Euro
weniger zur Verfügung als noch Ende
2003.

Kurdischem Politiker droht
Auslieferung
ngo-online.de, Yek-Kom, 25.1. alk. Der
Stellvertretende Vorsitzende von Kon-
gra-Gel, Remzi Kartal, ist am Samstag
bei einem Deutschlandbesuch in Nürn-
berg verhaftet worden; er lebte seit Jah-
ren im europäischen Exil,nachdem er in
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der Türke als Parlamentsabgeordneter
der DEP verfolgt wurde. Kartal sei
wegen eines internationalen Fahn-
dungsersuchens der Türkei festgenom-
men worden, teilte das Nürnberger
Oberlandesgericht mit. Ihm werde die
Mitgliedschaft in einer terroristischen
Vereinigung vorgeworfen. Ob es tat-
sächlich zur Auslieferung in die Türkei
komme, hänge letztendlich von der
Bundesregierung ab.Yek-Kom, die Fö-
deration kurdischer Vereine in der BRD,
fordert, dass die BRD endlich ihre Poli-
tik gegen die Kurden aufgibt.

EU prüft Verbot von Nazi-Symbolen
FAZ 18.2.2005.hav. Nach Forderungen
deutscher Abgeordneter des EU-Parla-
ments prüft der zuständige Justizminis-
ter der EU-Kommission Frattini ein Ver-
bot von Nazi-Symbolen. Der Kommis-
sar werde diese Idee weiterverfolgen, so
sein Sprecher, wenn sich herausstelle,
dass sie im Kampf gegen Antisemi-
tismus, Rassismus und Faschismus hel-
fe. Zunächst müsse aber geprüft wer-
den, ob die EU überhaupt für ein der-
artiges Verbot zuständig sei. Immerhin
erkennt der zuständige Kommissar aus
dem rechtskonservativen Lager Ita-
liens, dass der Kampf gegen die Ideen,
die hinter den Symbolen stecke, wichti-
ger sei als ein plakatives Verbot. Aber
wer sagt denn, dass das eine das andere
ausschließt? Frattini setzt sich für einen
Rahmenbeschluss der EU gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit ein.
Ein solcher Beschluss wurde bisher von
Italien auf Druck der Lega Nord blo-
ckiert. Die Innen- und Justizminister
der EU-Mitgliedstaaten kommen vom
27. bis 29. Januar zu einem informellen
Treffen in Luxemburg zusammen und
könnten über Strafen für die Verwen-
dung von Nazi-Symbolen beraten.

Schnelle Eingreiftruppe gegen EU-
Neinsager
FAZ.17. 1.hav. Das Europäische Parla-
ment will verhindern, dass die Debatte
über die EU-Verfassung in den einzel-
nen Mitgliedstaaten durch falsche In-
formationen von Seiten der Gegner des
Vertrags beeinflusst wird. Das Parla-
ment werde unmittelbar mit einer Rich-
tigstellung auf stark verzerrende und
verfälschende Darstellungen der Ver-
fassungsinhalte durch die „Nein-Kam-
pagne“ reagieren, teilte der Vorsitzende
des Verfassungsausschusses, Jo Leinen,
mit. Dazu hat das Europaparlament
eine sogenannte schnelle Eingreifgrup-
pe ins Leben gerufen. In dieser Gruppe
sind neben dem Parlamentspräsidenten
Josep Borrell und Leinen die beiden Be-
richterstatter für die EU-Verfassung
Richard Corbett und Iniga Méndez de
Vigo vertreten. Die Gruppe soll inner-
halb von drei Stunden,nachdem ein Ver-
fassungsgegner falsche Angaben über

den Vertrag gemacht hat, mit einer
Gegendarstellung antworten. Die na-
tionalen Debatten würden von den Ver-
tretungen des EU-Parlaments in den je-
weiligen Hauptstädten überwacht, sag-
te Leinen. Sie hätten die Aufgabe, die
Behauptungen der „Nein-Kampagne“
in den Medien wie auch in Flugblättern
zu prüfen.

Verheugen der „Pudel von VW-Chef
Pitschesrieder“
FAZ/Dow Jones-VWD.17.1.hav. Der
Verbraucherzentrale Bundesverband
(vzbv) hat die Industriepolitik von EU-
Industriekommissar Günter Verheugen
scharf kritisiert. Sie sei „verbraucher-
feindlich und volkswirtschaftlich kurz-
sichtig“, sagte vzbv-Vorstand Edda
Müller. Auslöser sind die Pläne Verheu-
gens im Automobilsektor. „Wenn Ver-
heugen Schutzzäune um einzelne Bran-
chen wie die Automobilindustrie ziehen
will, verwechselt er die Interessen ein-
zelner Branchen mit dem volkswirt-
schaftlichen Gesamtwohl“, erklärte
Müller laut einer Mitteilung des Inter-
essenverbandes bei einer Veranstaltung
des Verbraucherzentrale Bundesver-

bands und des Wissenschaftszentrums
Berlin. Der vzbv sah sich nach eigenen
Angaben auf den Plan gerufen, nach-
dem sich Verheugen gegen eine Libera-
lisierung des Handels mit Autoersatz-
teilen gewandt hatte.In EU-Staaten wie
beispielsweise Deutschland und Frank-
reich besteht beim Handel mit sichtba-
ren Autoersatzteilen wie Kotflügeln,
Stoßstangen oder Außenspiegeln ein
Monopol der Automobilhersteller. In
diesen beiden Ländern führe dies zu
überhöhten Verbraucherpreisen und
schwäche die Nachfrage, kritisierte der
Verband.Grundsätzlich forderte Müller
eine stärkere Berücksichtigung der Ver-
braucherseite in der Wirtschaftspolitik.
„Die Denke: Hauptsache es geht den
großen Konzernen gut, dann profitieren
auch die Verbraucher, hat sich als nicht
tragfähig erwiesen“, erklärte Müller.
Auch der FDP Vertreter im EU-Parla-
ment Alexander Graf Lambsdorf sieht
durch die Politik Verheugens des Mittel-
stand in Gefahr.Nach einem Treffen Ver-
heugens mit dem VW-Chef Pischetsrie-
der nannte Alexander Graf Lambsdorf
Verheugen den „Pudel von VW-Chef
Bernd Pischetsrieder“.

Zusammenstellung: alk

*) Für die Niederlande sind keine, für Luxemburg keine zuverlässigen Daten verfügbar.

Anteil Erwerbsloser an allen Erwerbspersonen nach dem erreichten Bildungsniveau*)

– Ergebnisse der EU-Arbeitskräfteerhebung im 2. Quartal 2003 –

Land

Erwerbslosenquoten in %

Gesamt
Einfaches

Bildungsniveau

Mittleres 

Bildungsniveau

Höheres 

Bildungsniveau

Österreich 4,1 7,9 3,5 1,9
Zypern 4,1 4,8 4,0 3,8
Irland 4,5 7,0 3,9 2,8
Vereinigtes Königreich 4,8 8,9 4,8 2,5
Dänemark 5,4 8,9 4,4 4,8

Schweden 5,6 8,6 5,3 3,5
Ungarn 5,8 12,3 5,4 1,4
Portugal 6,1 6,1 6,7 5,3
Slowenien 6,5 10,3 6,2 3,7
Malta 7,5 8,2 7,2 3,7
Tschechische Republik 7,5 21,9 6,9 2,1
Belgien 7,7 11,6 8,0 3,8

Frankreich 8,4 12,1 7,5 5,7
Griechenland 8,9 7,3 11,9 6,2
Italien 8,9 10,5 8,1 5,6

EU25-Durchschnitt 9,0 12,3 9,6 5,0

Deutschland 9,8 15,7 10,0 5,0

Finnland 10,5 18,3 10,9 4,2

Lettland 10,6 16,9 10,2 6,2
Estland 10,7 17,6 12,2 5,2

Spanien 11,1 12,7 11,5 8,1
Litauen 12,9 21,4 13,7 6,4
Slowakische Republik 17,1 47,0 15,9 4,4
Polen 19,4 26,1 20,8 7,1

www.destatis.de. alk. Eine EU-weite Statistik über die unterschiedlichen Ar-
beitslosenquoten nach Bildungsstand veröffentlichte jetzt das Statistische Bun-
desamt.Nicht überrraschend ist die höhere Quote bei schlechterer Bildung.Über-
raschend sind aber die extremen Unterschiede in den Quoten in vielen neuen
Mitgliedsländern Osteuropas zwischen einfacher Bildung und Akademikern,das
geht bis zum Zehnfachen in der Slowakei (47% und 4,4%) – eine Bestätigung für
die in den Politischen Berichten (1/2005, S.7) geäußerte These, dass das soziale
Interesse an Ausgleich durch die EU in diesen Ländern extrem differenziert ist.
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Chronik der Iran-

Krise, Januar 2005

IAEA-Chef El Baradei spricht sich für
ein weltweites Moratorium für die An-
reicherung von Uran und die Wieder-
aufbereitung von Nuklearmaterial aus.
Ein solches Moratorium könne für einen
Zeitraum von fünf Jahren gelten,bis ein
internationaler Vertrag ausgearbeitet
sei. Es sei wichtig, dass jedem Land
Grenzen gesetzt würden, einen voll-
ständigen Nuklearkreislauf aufzubau-
en. (Asahi Shimbun, 7.1.)

In der englischen Zeitung The Guar-
dian vom  12.1.ist zu lesen: „Die EUwird
sich heute der US-Seite widersetzen
und Gespräche über Handelsbeziehun-
gen wieder aufnehmen – in der Hoff-
nung,dadurch eines der Länder mit dem
weltweit schnellsten [Inlands-]Wirt-
schaftswachstum für größere ausländi-
sche Investitionen zu öffnen. Die Ge-
spräche, die vor 19 Monaten unterbro-
chen wurden, werden [nunmehr] nach

Übereinkunft zwischen dem Iran und
Großbritannien, Frankreich und
Deutschland dahingehend, dass die Is-
lamische Republik ihre Uran-Anreiche-
rungs- und Wiederaufbereitungs-Akti-
vitäten für militärische Zwecke beendet
– wieder aufgenommen. (…) Benita Fer-
rero-Waldner,die Kommissarin für Aus-
wärtige Angelegenheiten,sagte,dass die
wiederaufgenommenen Gespräche ,ein
deutliches Zeichen unseres Wunsches
sind, mit dem Iran zusammenzuarbei-
ten.’ Das Land könne – ,solange wie die
internationale Gemeinschaft sicher sein
kann, dass Irans Nuklearprogramm
nicht für militärische Zwecke entwi-
ckelt wird’ – vorwärts blicken auf eine
umfangreiche [Handels-]Beziehung.
(…) Auf der Basis von niedrigen Han-
delstarifen bei 3% würde (so Mitarbei-
ter von Ferrero-Waldner – Red.) der Iran
ermutigt, noch mehr Güter zu exportie-
ren – vor allem Erdöl, das 84% seines
Handels mit Europa ausmacht. Es wür-
de darüber hinaus auch von Vorteil sein
für dieses Land, wenn es seinen Markt
für EU-Unternehmen … öffnet. US-

Unternehmen sind von Gesetzes wegen
daran gehindert, mit dem Iran Handel
zu treiben. (…) Jegliches Handelsab-
kommen müsse [aber] begleitet sein von
einer parallelen Kooperation in vier Be-
reichen: Menschenrechte, regionale Si-
cherheit im Mittleren Osten, Kampf ge-
gen den Terrorismus und Nicht-Weiter-
gabe von Massenvernichtungswaffen.
[…] (Übersetzung huh)

Ein Team der Internationalen Atom-
energiebehörde (IAEA) hat nach Anga-
ben der Organisation am 13.1. den ira-
nischen Militärkomplex Parschin inspi-
ziert. Wie der IAEA-Sprecher Mark
Gwozedecky mitteilt, wollte das Team
an dem Standort auch Proben für La-
boruntersuchungen nehmen. Die US-
Regierung vermutet, dass in dem Ge-
lände rund 30 Kilometer südöstlich der
Hauptstadt Teheran mit hochexplosi-
vem Material experimentiert wird, das
zur Herstellung von Atomwaffen ver-
wendet werden kann.Washington wirft
dem Iran vor, mit seinem Atompro-
grammen militärische Zwecke zu ver-
folgen. Der Iran hatte Inspektion im

Die US-Regierung droht mit Krieg gegen den Iran

Unbeirrt hält Bush am Kurs der militärischen
Neuordnung des Mittleren Ostens fest
Einem Artikel des Journalisten Sey-
mour Hersh in der Zeitung „The New
Yorker“ zufolge haben die USA späte-
stens im Sommer 2004 begonnen, im
Iran selbst Informationen über Nukle-
aranlagen und Raketenrüstung zu sam-
meln. In Kollaboration mit Pakistan
operierten Spezialkommandos von Af-
ghanistan aus im Osten des Iran.Ihr Ziel
sei, so Hersh, drei Dutzend oder mehr
militärische Ziele zu identifizieren, die
mit Schlägen aus der Luft oder Kom-
mandoaktionen am Boden zerstört wer-
den könnten. Hersh beruft sich auf an-
onyme Quellen aus den Geheimdien-
sten. Das Dementi der Regierung fiel
fast schon demonstrativ lau aus. Regie-
rungssprecher erklärten, der Artikel sei
voller Fehler, bestritten aber die eigent-
liche Aussage nicht.Wenige Tage darauf
bezeichnete Bush Militäraktionen ge-
gen den Iran ausdrücklich als Option,
die sich die USA offen halten.Vizeprä-
sident Cheney wies auf die Möglichkeit
eines israelischen Präventivschlages
hin.1 An den Reaktionen anderer Nato-
Mitglieder wie in den internationalen
Medien und von Experten aller Art fällt
vor allem auf,dass die militärische Dro-
hung überwiegend äußerst ernst ge-
nommen wird. Auf diesem Hintergrund
liest sich die vor Pathos nur so strot-
zende Antrittsrede des alten und neuen

Präsidenten Bush wie eine Kriegserklä-
rung an den Iran (siehe Auszug auf S.6),
auch wenn der Iran an keiner Stellung
erwähnt wird.2 Dafür erklärte dann
Cheney, dass der Iran in dieser Legisla-
turperiode die erste Priorität des Präsi-
denten sei.3

Im Irak geraten die USA immer tiefer in

den Sumpf …

Wenige Tage vor den für den 30.1. anbe-
raumten Wahlen im Irak ist sicher, dass
sie nicht überall stattfinden. Alle sun-
nitischen Parteien boykottieren die
Wahl. In vier von 18 Provinzen, in denen
ein Viertel der Irakis lebt, gilt die Situ-

ation als militärisch mehr als unsicher.
Auch in anderen Provinzen könnten der
Hass auf die Besatzungsmächte und die
Furcht vor terroristischen Anschlägen
die Wahlbeteiligung so niedrig halten,
dass die Wahl zum Debakel für die USA
wird. Mehr noch: Die Kluft zwischen
Schiiten und Sunniten wird tiefer und
könnte sich zum Bürgerkrieg auswei-
ten.4

Ohnehin sind, wie immer die Wahlen
ausgehen,die zukünftige Regierung und
die staatlichen Institutionen des Irak
auf längere Sicht von der Militärmacht
der USA abhängig. Deren Kräfte aber
sind angesichts der (nicht eingeplanten)
Belastungen bis aufs Äußerste ange-
spannt.5 Der Chef der Heeresreserve,
Generalleutnant Helmly,warnt,dass die
Truppen im Irak „zu einer gebrochenen
Streitmacht (verkommen)“. Der Stabs-
chef des Heeres, General Schoomaker,
forderte bereits die Aufstockung der re-
gulären Streitkräfte. Um längere Zeit
150.000 Soldaten im Irak stationiert zu
halten, müssten die USA allein für den
Irak 450.000 Soldaten bereithalten, bei
derzeit 500.000 Soldaten des US-Hee-
res, das den Löwenanteil der Besat-
zungsmacht stellt. Während (nicht nur)
die Kriegsgegner in den USA den Rück-
zug fordern, wird im Lager der Kriegs-
befürworter auch die Wiedereinführung

Bush-Inauguration vor altrömischer Imperi-
umskulisse. Bei den römischen Triumphzü-
gen  standen allerdings Sklaven hinter den
Imperatoren, die sie daran erinnern muss-
ten zu bedenken, dass sie nur Menschen
seien. 



der Wehrpflicht diskutiert. Aber das
wäre für Regierung und Generalität ein
unkalkulierbares Risiko. Wie der Spie-
gel in seiner Online-Ausgabe vom 17.1.
berichtet, ist inzwischen eine noch klei-
ne,aber zunehmende Zahl von Soldaten
desertiert,die Asyl in Kanada beantragt
haben. Zunehmend werden in der öf-
fentlichen Diskussion Erinnerungen an
den Vietnam-Krieg, an Massendesertio-
nen nach Kanada und an offene Meute-
reien in der Armee beschworen. Gleich-
zeitig mehren sich Hinweise und Be-
richte, dass die USA dabei sind, so ge-

nannte Todesschwadrone im Irak auf-
zubauen, die Aufständische aufspüren
und töten,aber auch die sunnitische Be-
völkerung einschüchtern und terrori-
sieren sollen.6

… am Brocken Iran drohen sie sich voll-

ends zu verschlucken

In der Dezember-Ausgabe der US-Zeit-
schrift Atlantic Monthly untersuchen so
genannte Sicherheitsexperten die mili-
tärischen Möglichkeiten, die den USA
gegen den Iran zu Gebote stünden7:

Luftangriffe gegen die iranischen Revo-
lutionsgarden, Luftschläge gegen die
vermuteten Anlagen der Nuklear- und
Raketenproduktion, schließlich die im
Regimewechsel gipfelnde Invasion. Die
Autoren kommen zu dem Ergebnis,dass
keine der militärischen Optionen das
Problem des iranischen Atompro-
gramms dauerhaft löse, dass die zivilen
Opfer auch in den ersten beiden Fällen
hoch und das Risiko insbesondere bei ei-
ner Invasion außerordentlich hoch
seien. „Die schlechteste Option wären
israelische Luftschläge – bei ungewis-
sem militärischen Erfolg wären kata-
strophale politische Folgen im Mittleren
Osten garantiert.“

Andere halten gezielte Militärschläge
gegen iranische Anlagen für zwar
durchführbar, aber „sehr schwierig“8,
vor allem deshalb,weil die mehr als zwei
Dutzend Anlagen des iranischen Atom-
programms geografisch verstreut und
z.T. Dutzende Meter tief im Erdreich
verbunkert, also schwer zu zerstören
sind. Außerdem seien die Anlagen pa-
rallel ausgelegt, so dass der Iran die Nu-
klearproduktion schnell wieder auf-
nehmen könnte. Das bedeutet, dass die
USA mit gezielten Militärschlägen die
iranischen Anlagen kaum vollständig
ausschalten könnten, aber unkalkulier-
bare Risiken der Ausweitung des Krie-
ges im Mittleren Osten oder auch der
Entfesselung eines asymmetrischen
Krieges eingingen.

Zu befürchten ist, dass all das, d.h. so-
wohl die Lage der Besatzungsmacht im
Irak wie die Folgen eines Angriffs auf
den Iran, die Gefahr eines solchen An-
griffs nicht mindert9, fast gewinnt man
den Eindruck: im Gegenteil.
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Rund 25 000 Menschen demonstrierten allein in Washington gegen die Inauguration 
Bush’s, unter anderem mit einer gespenstisch langen Reihe von Särgen, die mit den US-
bzw. schwarzen Flaggen an die inzwischen fast 1 400 getöteten US-Soldaten sowie die zahl-
losen getöteten Irakis erinnern.  In über 20 weiteren Städten fanden ebenfalls Protestaktio-
nen statt.

letzten Jahr noch verweigert, im Januar
aber genehmigt.

US-Präsident Bush schließt einen Mi-
litäreinsatz gegen den Iran nicht aus,
sollte das Land im Atomstreit nicht
nachgeben. Er hoffe, dass das Problem
auf diplomatische Art gelöst werden
könne, wolle aber keine Option aus-
schließen, sagte Bush am 17.1. dem
Nachrichtensender NBC.

Die designierte US-Außenministerin
Rice brandmarkt bei ihrer Anhörung
vor dem US-Senat Iran sowie fünf wei-
tere Staaten (Birma, Kuba, Nordkorea,
Zimbabwe und Weißrussland) als „Vor-
posten der Tyrannei“. Die Verbreitung
von Demokratie und Freiheit sei zen-
trale Aufgabe der US-Außenpolitik.
„Wir können nicht ruhen, bis jeder
Mensch, der in einer Gesellschaft der
Furcht lebt, schließlich seine Freiheit
gewonnen hat.“ (18.1.)

Der Iran warnt die USA vor einem Mi-
litäreinsatz. Außenamtssprecher Asefi
erklärte am 19.1.,der Iran werde mit sei-
nem gesamten „diplomatisches Können
und militärischen Vermögen“ auf alle

„unklugen Maßnahmen oder Pläne“
reagieren.

US-Vizepräsident Cheney setzt ge-
genüber dem Fernsehsender MS-NBC
am 21.1.den Iran an die Spitze aller Kri-
senherde in der Welt. Teheran habe
„ziemlich robuste neue Atomprogram-
me“ entwickelt und sei ein Sponsor des
Terrorismus.

NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop
Scheffer spricht sich am 21.1.gegenüber
dem Iran für eine Politik mit „Zucker-
brot und Peitsche“ aus. Es sei von äu-
ßerster Bedeutung,dass sich die EU und
die USA bei der Iran-Politik eng ab-
stimmen. „Nur so können wir verhin-
dern,dass Länder oder Allianzen gegen-
einander ausgespielt werden.“

EU-Außenkommissarin Benita Fer-
rero-Waldner warnt vor einem Militär-
einsatz gegen Iran und spricht sich für
eine diplomatische Lösung aus. „Wir
müssen jetzt alles dran setzen, im Iran
einen diplomatischen Erfolg einzufah-
ren“, sagte sie im Interview mit der Bild
am Sonntag (23.1.).

Die Sunday Times berichtet am 23.1.,

dass der britische Außenminister Straw
in einem 200 Seiten dicken Bericht die
Beteiligung Großbritanniens an Mili-
täraktionen gegen den Iran ausschließt
und eindringlich für eine friedliche Lö-
sung plädiert. Straw soll in dem Bericht
ausdrücklich darauf verweisen,dass der
Iran das Recht zu einer friedlichen Nut-
zung der Atomenergie habe. Tags drauf
weist Premier Blair Spekulationen über
Spannungen zwischen den USA und
Großbritannien bezüglich des Irans zu-
rück. Die britische Position sei es, den
Iran davon zu überzeugen, kein Atom-
programm zu entwickeln.

Der Tagesspiegel berichtet am 24.1.,
dass sich die Bundesregierung wegen
der angespannten Beziehungen zwi-
schen Iran und den USA besorgt zeige.
Experten gingen davon aus, dass die
USA die mögliche Anwendung militä-
rischer Gewalt gegen Teheran ernst
meint. Zwar rechne man nicht mit ei-
nem groß angelegten Angriff der USA,
wohl aber mit präzisen Schlägen gegen
einzelne Einrichtungen.
www.friedensratschlag.de, div. Tageszeitungen
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EU und USA – trotz gewichtiger Differen-

zen einig in zwei entscheidenden Fragen

Allem Anschein nach sind die EU und
ihre Mitgliedstaaten zu den Kriegsdro-
hungen der USA auf Distanz gegangen,
gerade auch die britische Regierung
(siehe Chronik). Das sollte nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass sich die EU
mit den USA in zwei grundlegenden
Fragen einig ist:

Erstens darin, dass sie das iranische
Atomprogramm für „nicht hinnehm-
bar“ – so Bundesaußenminister Fischer
wörtlich – erklären. Sie sind sich einig,
den Iran daran zu hindern,Atomwaffen
bauen zu können. „Wenn die Atomrüs-
tung Irans nicht oder nur unter enormen
Kosten zu verhindern ist …,weshalb be-
zeichnen dann die westlichen Mächte
diese Situation als inakzeptabel“, fragt
ein Kommentator der Neuen Zürcher
Zeitung10 und fährt fort: „(…) Die stra-
tegische Einschätzung, ob iranische
Atomwaffen wirklich eine zu große Be-
drohung darstellen, ist wohl nicht ab-
geschlossen.Sie hängt mit der Natur des
Regimes zusammen; wäre es zu einer
friedlichen Machtablösung und der
Einsetzung einer demokratisch gesinn-
ten, säkularen und ,vernünftigen’ Re-
gierung in Teheran gekommen, hätte
sich die Aufregung längst gelegt.“

Das verweist auf den zweiten Punkt,
in dem sich USA und EU einig sind. Ein
hochrangiger Vertreter des Pentagons,
de mit der Umstrukturierung des US-
Militärs beauftragte A. Cebrowski, hat
es einmal so formuliert: „Es gibt viele
Nationen, die innerhalb der Globalisie-
rung funktionieren. Das sind die Staa-
ten, die die Regeln akzeptieren.“ „Wer
die Globalisierung bekämpft, wer die
Regeln zurückweist …, wird möglicher-
weise das Interesse des amerikanischen
Verteidigungsministeriums auf sich zie-
hen.“11 In dieser Wahrnehmung gehört
das islamische Regime  zu denen, die
sich der kapitalistischen Globalisierung
und ihren Regeln widersetzen und die
Modernisierung und Transformation
des Landes hemmen. Es steht der Neu-
ordnung des Mittleren Ostens im Weg.

Die EU verfolgt, wenngleich derzeit
mit anderen Mitteln, das Ziel der Medi-
atisierung des Iran ebenso wie die USA.
Man muss die Differenzen nicht gering
achten, um zu dem Schluss zu kommen,
dass auch die Politik der EU gegenüber
Iran aggressiv ist und in letzter Konse-
quenz – dann nämlich, wenn der Iran
sich nicht fügt – militärische Eskalation
einschließt.

Alternativen sind nötig

Der Gedanke,dass ein autoritäres Regi-
me wie das der Mullahs über Atomwaf-
fen verfügen könnte, ist äußerst beun-
ruhigend.

Auf der anderen Seite ist der Iran –
auch abgesehen von dem großen Auf-
marsch von US- und Nato-Truppen an
mehreren Grenzen – von drei Staaten

umringt, nämlich Pakistan, Indien und
Israel, die über Atomwaffen verfügen.12

Eine Politik, die die Sicherheitsinteres-
sen des Iran angesichts der real existie-
renden Macht-Asymmetrie missachtet,
wird die mit dem iranischen Nuklear-
programm verbundene Problematik
nicht lösen, sondern bestenfalls auf-
schieben. Vor allem liefert sie militäri-
scher Drohung eine Legitimation.

Es gibt deshalb keine friedliche Al-
ternative zu einer Politik, die nicht nur
das Ziel einer atomwaffenfreien Zone
Mittlerer Osten, sondern letztlich die
konsequente atomare Abrüstung ver-
folgt. Der Vorschlag des IAEA-Vorsit-
zenden El Baradei (siehe Chronik) geht
in die richtige Richtung und verdient
Unterstützung. scc

1 NZZ am Sonntag, 23.1. Markus Spillmann,
Kein guter und kein schlechter Polizist

2 Die taz kommentierte die Rede fast schon be-
geistert: „Die Welt freier, gerechter und de-
mokratischer machen zu wollen – dies war das
überragende Thema von Bushs Antrittsrede …
Man konnte fast jeden Satz  unterschreiben.
Wer ist nicht gegen den Sturz von Tyrannen,
für die Achtung von Menschenrechten und
den Sieg der  Demokratie? Nur weil diese Sät-
ze aus Bushs Mund kommen, sind sie nicht
falsch. Denn im Grunde stellen sie urdemo-
kratische, auch sozialdemokratische Ideen
dar, die ebenso von John F. Kennedy und Bill
Clinton vertreten wurden.“ Die Frankfurter
Rundschau äußerte sich so: „Was tun? Man
könnte Bush beim Wort nehmen. Und einen
transatlantischen Dialog darüber beginnen,
wie Freiheit und Demokratie tatsächlich ge-
meinsam vorangetrieben werden könnten.“

3 Deutsche Welle, 22./23.1.
4 Kurier, 24.1. Auch Brent Scowcroft, Sicher-

heitsberater von Bush senior, sieht im Wahl-
datum lediglich „ein großes Potential zur Aus-
weitung des Konflikts“, schreibt der Spiegel
in der Online-Ausgabe v. 17.1.

5 Siehe auch: PB 1/05, S. 9
6 Verschiedene Quellen, u.a.: Spiegel, Online-

Ausgabe v. 17.1.; Telepolis, Florian Rötzer,
Aufbau von Todesschwadronen im Irak, 10.1.
Die Quellen beziehen sich v.a. auf das US-Ma-
gazin Newsweek.

7 Wiedergegeben nach: Internationale Politik,
Januar 2005 (Online-Ausgabe), Zeitschriften-
schau USA: Die Revolution frisst ihre Kinder.

8 So Dan Schueftan, Chotam Center for Midd-
le East Studies und Berater der israelischen
Regierung, oder die Organisation Globalsecu-
rity.Siehe dazu: NZZ am Sonntag,23.1.,a.a.O.

9 Bedenklich stimmt in dem Zusammenhang
auch, dass türkischer Presse zufolge die USA
bei der Türkei um die Genehmigung nachsu-
chen, ihre Basis in Incirlik auszubauen.

10 NZZ, 20.1., Kommentar: Iran im Fadenkreuz
11 Zitiert nach: Jürgen Wagner, Ökonomie und

Strategie globaler Kriegsfährung,IMI-Analy-
se 2004/020, http://imi-online.de/download/
IMI-Analyse-2004-20JWUS-Basen.pdf

12 Ein einflussreicher Vertreter des Regimes, der
Parlamentarier Djawad Larijani, sprach offen
aus, um was es dem Iran geht: „In sicher-
heitspolitischer Hinsicht macht es überhaupt
keinen Sinn, dass der Feind über Atomwaffen
verfügt, wir aber darauf verzichten. (…) Es ist
unser gutes Recht, Atomwaffen zu besitzen,
weil alle Staaten um uns herum Atomwaffen
besitzen. Israel verfügt über Atomwaffen, da-
her ist niemand legitimiert, uns das zu unter-
sagen.“ Zitiert nach: Freitag, 29.10.04, Mohs-
sen Massarrat, Das Spiel mit dem Feuer.

Auszug aus der
Inaugurations-Rede von
G.W. Bush 

„… solange ganze Regionen der Welt
in Groll und Tyrannei vor sich hin
gären, anfällig für Ideologien, die
Hass nähren und Mord entschuldi-
gen, wird Gewalt wachsen, deren
zerstörerische Kraft sich über die
bewachtesten Grenzen hinweg ver-
vielfacht und eine tödliche Gefahr
birgt.

Es gibt nur eine Kraft in der Ge-
schichte,die die Herrschaft von Hass
und Groll brechen, die Anmaßung
von Tyrannen entlarven und die
Hoffnung der Aufrechten und Tole-
ranten belohnen kann: das ist die
Kraft, die aus der Freiheit der Men-
schen entspringt.Die Ereignisse und
unser gesunder Menschenverstand
lassen eine Schlussfolgerung zu: Das
Überleben der Freiheit in unserem
Land hängt immer mehr vom Erfolg
der Freiheit in anderen Ländern ab.
(…)

Heute ist dies (die Ausbreitung der
Freiheit überall in der Welt – Red.)
erforderlich für die Sicherheit unse-
res Landes. Das ist der Ruf unserer
Zeit. Deswegen ist es die politische
Strategie der Vereinigten Staaten,
demokratische Bewegungen und In-
stitutionen in jedem Land und jeder
Kultur zu suchen und ihre Entwick-
lung zu unterstützen, um letztend-
lich die Tyrannei in der Welt zu be-
enden.

Das muss nicht in erster Linie
durch den Einsatz von Waffen ge-
schehen, wir werden jedoch uns und
unsere Freunde immer mit Waffen
verteidigen, wenn dies erforderlich
ist. (…)

Unser Land hat Verpflichtungen
angenommen,die schwer zu erfüllen
sind.Von diesen Verpflichtungen ab-
zuweichen, wäre unehrenhaft. Weil
wir in der großen Befreiungstradi-
tion dieses Landes handelten,haben
Millionen von Menschen die Freiheit
erlangt.Und da Hoffnung wiederum
Hoffnung weckt,werden noch Milli-
onen von Menschen ihre Freiheit er-
langen.“
Quelle u. ganze Rede: www.faz.net
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Wir dokumentieren einen im letzten Früh-
sommer geschriebenen, aber erst jetzt ver-
öffentlichten Brief von Tom Manninng, einem
politischen Gefangenen in den USA. Er wirft
Licht auf die Verhältnisse in den US-Ge-
fängnissen und damit auf die inneren Ver-
hältnisse, auf die starken Tendenzen zu un-
gezügelter Gewalt und autoritärem Staats-
regime. Tom Manning ist Vietnam-Veteran,
der später an bewaffneten Aktionen gegen
den Vietnamkrieg teilnahm.
Erinnert werden soll in diesem Zusammen-
hang an die vielen politischen Gefangenenin
den US-Gefängnissen, die z.T. seit mehre-
ren Jahrzehnten, etliche seit über 30 Jahren
einsitzen. Einige Gefangene, die sich im Ge-
fängnis politischen Widerstandsbewegun-
gen anschlossen, sind wie Hugo Pinell und
Ruchell Magee seit 40 bzw. sogar seit 45
Jahren inhaftiert. All diesen Gefangenen wird
die längst überfällige Freilassung hartnäckig
verweigert. (Quelle: Gefangenen Info 294)

Während meiner Zeit
Von Tom Manning

An den Zeitungsbildern der von
KBR/Halliburton gebauten Gefängnis-
zellen auf Guantanamo Bay (Gitmo)
merkte ich, dass sie keine sanitäre Ein-
richtungen haben.Das überrascht mich,
bedenkt man den Preis, den KBR/Hal-
liburton den US-Steuerzahlern für die-
se Zellen in Rechnung stellt. (…)

Durch die persönliche Kenntnis der
Gegend und da ich die Umgebung in den
Zeitungsbildern als die alte Seabee/
Kittery Beach-Gegend wiedererkannt
habe (Tom Manning arbeitete in den
60er Jahren in einem Baubataillon der
US-Marine, die in dieser Region Unter-
künfte errichtete – Red.), war mein er-
ster Gedanke, dass es schlimm sein
muss,dort [in glühender Hitze] in einem
Metallkäfig eingesperrt zu sein ohne
ausreichendes Wasser. Noch dazu, der
Gnade jungen, schlecht ausgebildeten
Militärpersonals ausgesetzt zu sein, um
Wasser und Zugang zur Toilette zu be-
kommen.

Während meiner Zeit in US-Gefäng-
nissen (24 Jahre und 6 Monate, bis jetzt)
war ich mehrmals in Zellen ohne Was-
ser oder Toilette. Ich war der Laune al-
ler möglichen Schließer ausgesetzt, die
zufällig im Trakt Dienst hatten. Ich
weiß, dass es eine Ausnahme und nicht
die Regel ist, wenn sich ein Schließer
stets den Vorschriften entsprechend ver-
hält.

Während ich überlegte, wie ich diese
Gedanken und Beobachtungen bezüg-
lich des Wassers verfassen sollte, wur-
den die Bilder des Abu-Ghraid-Ge-
fängnisses im Irak veröffentlicht. Und
es kommen weitere Information und
Bilder.

Automatisch wechselt der Kopf in den
Wiederholmodus.

Während meiner Zeit in US-Gefäng-
nissen wurde mein rechtes Knie kaputt
getreten,als ich von fünf Schließern ver-
prügelt wurde [Walpole State Prison,
Ten Block DSU, 1969]. Ich lag auf dem
Rücken am Boden mit mehreren Schlie-
ßern oben drauf, ein Fuß war am Bett.
Ein anderer Schließer sprang auf das
Knie. Ich wurde vor Schmerzen ohn-
mächtig. Danach hatte ich nur 15%
Beugekraft im Knie, bis es nach meiner
Freilassung 1971 operiert wurde.

Kurz nach meiner Verhaftung 1985
wurde ich mit gefesselten Händen und
Füßen, an eine Bauchkette gekettet, mit
voller Wucht auf den Betonboden ge-
knallt. Dabei wurde mir meine linke
Hüfte gebrochen und anschließend
nicht richtig behandelt, bis mir 1999
eine Kunststoffhüfte eingesetzt wurde.
Infolge der jahrelangen Einnahme von
Schmerztabletten bekam ich Magenge-
schwüre und Nierenprobleme. Meine
Nieren funktionieren nur zu 50%. Ich
musste oft Eisentabletten gegen Anämie
infolge innerer Blutungen schlucken
und gegenwärtig Kalziumtabletten, um
die Kalziumausscheidung der Nieren
auszugleichen.

Während zwangsweisen Blutentnah-
men wurde ich mit hinter dem Rücken
gefesselten Händen verprügelt und an
beiden Schultern schwer verletzt. Beide
Schultern wurde operiert. Diese Ge-
lenkoperationen an Knien, Hüfte und
Schultern hinterließen eine über 53 cm
zusammengesetzte Narbe, abgesehen
von drei orthoskopischen Eingriffen.

In einer einzigen Nacht wurde ich
zwölf Mal mit Elektroschockgeräten
angegriffen und litt zeitweise dadurch
an einer Lähmung der linken Seite, wie
bei einem Schlaganfall.

Im Bundesgefängnissen wurde ich
mehrmals nackt fotografiert, aber auch
von der New Jersey Polizei und dem FBI.
Ich musste mich unzählige Male bei
Körperdurchsuchungen nackt auszie-
hen.

Ich wurde an den Fußfesseln ge-
schleift und gegen Wände geschleudert
und Treppen rauf und runter.

Auf einer Bahre mit dem Kopf vorn-
überhängend und gefesselt wurde ich
durchs Gefängnis geschoben und gegen
jeden Türrahmen bzw. jede Tür und
Ecke gerammt.

Mindestens sechs Mal wurde ich in der
Zelle mit Tränengas besprüht.

Nackt mit den Händen auf dem Kopf
wurde ich gezwungen, meine Zelle zu
verlassen. Eine Gruppe von sechs wie
Ninja-Turtle angezogene Schließer sag-
te mir, dass, sollte ich die Arme runter-
nehmen, dies als eine Aggression ver-
standen und dementsprechend beant-
wortet wird; währenddessen bellte ein
deutscher Schäferhund derart nah an
meinen Genitalien,dass ich seinen Atem
und seinen Seiber auf meiner Haut spü-
ren konnte. Danach wurde ich gezwun-
gen, sechs Stockwerke runterzulaufen,

an jeder Etage von einem Hundeführer
mit Hund weitergetrieben.

Die Gruppe, in der ich war, wurde
dann in einen großen Besuchsraum ge-
trieben, wo alle 24 von 2 Uhr bis 8 Uhr
morgens blieben, nackt, während unse-
re Zellen auseinandergenommen und
unsere Privatsachen zerstört wurden.

Ich habe vergessen, wie viel Male ich
stundenlang mit gefesselten Händen
und Füßen in einer Zelle gelassen wur-
de.Bis zu 17 bis 20 Stunden so gefesselt,
während Transportverzögerungen und
Warterei, ohne Wasser oder Toilettenzu-
gang. Ich habe taube Stellen an den
Händen, Hand- und Fußgelenken von
dieser Behandlung und von den Jahren
in Hochsicherheitsgefängnissen. Insge-
samt 14 Jahre in Einzelhaft, 23 Stunden
am Tag, oder länger, nie weniger (6 Jah-
re in New Jersey; 3 in Marion; 3 in ADX,
Florence und in den 1960iger Jahren 2
Jahre in Walpole, Massachusetts).

Verzeiht mir also, dass ich von der
„schockierten und verwunderten“ Re-
aktion der US-Öffentlichkeit auf den
neuestes „Skandal“ unangenehm irri-
tiert bin. Es wird mich interessieren zu
sehen, wie lange die Aufmerksamkeit
der „Öffentlichkeit“ darauf fokussiert
wird. Und ich fordere alle Gefangene
oder Ex-Gefangenen, die diese Zeilen
lesen, auf, sich hinzusetzen und die ei-
genen Erfahrungen von Haft und Miss-
handlung niederzuschreiben und zu
veröffentlichen. Oder erzählt von der
am meisten unvergesslichen Misshand-
lung, die ihr miterlebt habt.

Zum Beispiel, als ich im Hochsicher-
heitstrakt in Trenton, New Jersey, neu
ankam, hörte ich Gelächter und Win-
seln. Ich guckte aus der Zelle raus und
sah einen sehr dicken, jungen weißen
Gefangenen auf dem Boden liegen, die
Arme über den Kopf gestreckt und an
Händen und Füßen gefesselt. Sein
Hemd war über den Kopf bis auf die
Arme hoch-, seine Hose bis auf die Fü-
ßen runtergezogen. Er war nackt vom
Unterschenkel bis zum Oberarm.
Schließer standen auf seinen Fesseln an
beiden Enden und ein Schlagstock rag-
te aus seinem Rektum heraus. Niemand
sonst im Trakt rührt sich. Ich bin durch-
gedreht, schrie und trat gegen meine
Zellentür. Ich glaube, dass ich während
meiner Jahre in MCU mitgeholfen habe,
die Apathie der Gefangenen zu durch-
brechen und den Widerstand gegen sol-
che Misshandlungen zu stärken. Natür-
lich verschlimmerte sich die Behand-
lung dementsprechend.

Aber ich würde lieber auf den Füßen
sterben, als auf den Knien zu bleiben.

Der Kampf geht weiter!

Thomas W. Manning
10373-016
P.O. Box 1000
Leavenworth, KS  66048
www.geocities.com/tom-manning/in-
mytime.html
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Streit um Ein-Euro-Jobs geht weiter

„Gemeinnützigkeit“
und „Zusätzlichkeit“
als Sollbruchstellen?
Seit 1. Januar können Arbeitslose, die
das neue ALG II beziehen, durch die
Agenturen für Arbeit verpflichtet wer-
den, einen „Ein-Euro-Job“ anzuneh-
men. Weigern sich Betroffene, so kann
ihnen ihr ALG II um 30 Prozent, im
Wiederholungsfall sogar noch mehr ge-
kürzt werden. Bei Arbeitslosen unter 25
Jahren kann das ALG II, wenn sie sich
weigern, eine solche „Arbeitsgelegen-
heit“ anzutreten, sogar komplett gestri-
chen werden.

Vor diesem Hintergrund wird ver-
ständlich, warum Wirtschaftsminister
Clement jetzt verkündet,sein erstes Ziel
sei, bis zum Sommer durch „intensive
Betreuung“ einen deutlichen Rückgang
der Jugendarbeitslosigkeit zu errei-
chen. Da sich auf dem regulären Ar-
beitsmarkt keine Besserung abzeichnet,
alle Arbeitsmarktexperten sogar einen
weiteren Rückgang sozialversiche-
rungspflichtiger Jobs erwarten,liegt auf
der Hand, dass Clement vor allem die
Einweisung von jungen Menschen in
Ein-Euro-Jobs plant.

Prompt melden sich die Interessenten
an billiger und junger Arbeitskraft. Ins-
besondere im Handwerk, in der Bau-
wirtschaft, der Landwirtschaft und im
öffentlichen Dienst drohen Einbrüche
durch Ein-Euro-Jobs.

So forderte der Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Industrie- und Handels-
kammertags, Martin Wansleben, schon
in der ersten Januar-Ausgabe der „Bild
am Sonntag“ „kreative Lösungen, um
Arbeitslose in die Betriebe zu bringen.“
Alle privaten Betriebe, keineswegs nur
„gemeinnützige“, sollten von der Agen-
tur für Arbeit ALG-II-Bezieher wie Lei-
harbeitskräfte anfordern dürfen. Die
Betroffenen sollten für diese Jobs zu-
sätzlich zu ihrem ALG II nur 1 Euro pro
Stunde erhalten.Die Agentur für Arbeit
dagegen solle eine „marktgerechte Ge-
bühr“ pro Job von 3 bis 4 Euro pro Stun-
de einstreichen und könne so im Ergeb-
nis für die neue Sorte Leiharbeit sogar
ihren Etat aufbessern. Das Ergebnis
wäre eine Ausweitung von Ein-Euro-
Jobs weit in bisher reguläre Beschäfti-
gungsbereiche hinein. Der ohnehin zu
befürchtenden Ersetzung regulärer
Jobs durch Ein-Euro-Jobs wäre jede ge-
setzliche Schranke genommen. Die Re-
gierungsparteien und die Bundesverei-
nigung der Arbeitgeber wiesen den Vor-
stoß zurück. (Berliner Zeitung, 10.1.05)

Der zweite Vorstoß kommt aus Sach-
sen-Anhalt. Der Staatssekretär im dor-
tigen Wirtschaftsministerium, Reiner
Haseloff (CDU), kündigte an, ab März
„einige hundert“ Langzeitarbeitslose in

einem Modellversuch im Landschafts-
und Gartenbau einzusetzen. Die Lan-
desvereinigung der Arbeitgeber- und
Wirtschaftsverbände (LVSA) von Sach-
sen-Anhalt, die ein entsprechendes
Konzept erarbeitet,spricht sogar von ei-
ner „vierstelligen Zahl“, also mehr als
tausend Ein-Euro-Jobbern, die in die-
sem Bereich eingesetzt werden sollen.
Der Versuch sieht vor, dass private Gar-
tenbaufirmen die ALG-II-Bezieher aus
einem „Beschäftigungspool“ heraus für
Arbeiten wie z.B. Sportplatzbau, Park-
pflege und Beseitigung von Wand-
schmierereien anfordern können. Der
Staatssekretär behauptet, selbstver-
ständlich werde die Auflage des Geset-
zes beachtet, das solche Jobs nur für
„zusätzliche und im öffentlichen Inter-
esse liegende“ Arbeiten vorsieht.Politik
und Sozialpartner sollten die Nutzung
des Beschäftigungspools kontrollieren
und „Missbrauch“ verhindern. Der Ge-
schäftsführer des LVSA, Klaus Liedke,
kann sich dagegen schon jetzt auch
„kleinere Verputzarbeiten an Einfami-
lienhäusern“ vorstellen. Außerdem be-
stehe in der Chemie-Industrie Interesse
an „Haus- und Hofarbeitern“ für Auf-
räumtätigkeit. (FAZ, 6.1.05)

Ein dritter Vorstoß hat sogar die
Rückendeckung des Kanzleramts. Der
Unternehmer Hans J. Heinrich,Verleger
und Herausgeber von „Gesamtcatalog
Museum“, will bis zu 20.000 Langzeit-
arbeitslose einsetzen, um die Bestände
von Bibliotheken,Museen und Archiven
digital zu erfassen. Eine „gemeinnützi-
ge Gesellschaft für digitale Dokumen-
tation“ (Gedido) mit zehn Spezialisten
hat er schon gegründet.Sie soll das Pro-
jekt steuern. Von der Kulturstaatsmi-
nisterin im Kanzleramt, Christina
Weiss,hat er für sein Vorhaben schon öf-
fentliche Rückendeckung erhalten.
Auch die Stiftung Preußischer Kultur-
besitz und „viele Museen“ sollen Inter-
esse bekundet haben. (Berliner Zeitung,
Spiegel-online, 4.1.05) Der Deutsche

Kulturrat, Spitzenverband der Bundes-
kulturverbände, fordert dagegen die
Ablehnung des Projekts durch die
Bundesregierung. Die privaten Firmen,
die bisher solche Arbeit anbieten,fürch-
ten den Bankrott und laufen Sturm.
(Berliner Zeitung, 8.1.05). Trotzdem
scheint das Vorhaben nicht aussichtslos.

Aber auch andere Stimmen melden
sich. Im „Handelsblatt“ vom 21. Januar
fordert Alexander Spehrmann,Arbeits-
marktexperte des (eher konservativen)
„Zentrums für europäische Wirt-
schaftsforschung“ (ZEW) in Mannheim,
unter der Überschrift „Ein-Euro-Jobs
führen in die Sackgasse“ eine Rückkehr
zur bisherigen Praxis,bei der Parkfegen
und andere unangenehme Arbeit als
Strafe für „Arbeitsunwillige“ einge-
setzt worden sei. Statt 1 Euro pro Stun-
de sollten Betroffene nur echte Mehr-
kosten erhalten, z.B. Fahrtkosten, so
dass solche Jobs faktisch „Null-Euro-
Jobs“ würden. Gleichzeitig sollen die
Mehrverdienstregeln im Gesetz korri-
giert werden. Der Mann fürchtet, dass
andernfalls trotz steigendem sozialen
Druck die Nachfrage von Arbeitslosen
nach Minijobs und anderen schlecht be-
zahlten regulären Jobs in Folge der Ein-
Euro-Jobs zurück geht.

Die im Gesetz errichtete Schranke –
Ein-Euro-Jobs nur bei „gemeinnützi-
gen“ Firmen und nur für „zusätzliche“
und im „öffentlichen Interesse“ liegen-
de Arbeit – scheint so schon kurz nach
Inkrafttreten von Hartz IV zur Soll-
bruchstelle zu werden, an der sich Be-
fürworter einer staatlich subventionier-
ten Ausweitung von Niedriglohnjobs
abarbeiten. Dagegen opponieren Ar-
beitslose, Gewerkschaften und alle ge-
werblichen und akademischen Verfech-
ter „regulärer“ Billigjobs. Ob diese Ko-
alition reicht, um auch bei anhaltend
hoher Massenarbeitslosigkeit eine Auf-
hebung weiterer Schranken gegen Ein-
Euro-Jobs zu verhindern, darf bezwei-
felt werden. rül



Nuriye Kesbir ist frei!
Die kurdische Politi-
kerin Nuriye Kesbir
darf nicht an die Tür-
kei ausgeliefert wer-
den. Frau Kesbir hat-
te 2001 in den Nieder-
landen politisches
Asyl beantragt und
war sogleich festge-

nommen worden, weil ihr vorgeworfen
wurde, an zahlreichen Anschlägen be-
teiligt gewesen zu sein. Die Türkei be-
antragte ihre Auslieferung. Untere In-
stanzen lehnten die Auslieferung ab,
aber der niederländische Justizminister
betrieb das Auslieferungsverfahren und
wurde am 7. Mai letzten Jahres von ei-
nem höheren Gericht bestätigt. Im No-
vember untersagte der Oberste Ge-
richtshof der Niederlande die vom Jus-
tizminister bestätigte Auslieferung; die
vom Justizminister daraufhin ange-
strengte Revision wurde jetzt zurückge-
wiesen.Das höchste Gericht der Nieder-
lande wies in der Begründung des Ur-
teils darauf hin, dass die gesetzlichen
Veränderungen sowie die Verpflichtun-
gen zu rechtsstaatlichem Verfahren und
der Abschaffung der Folter in der Tür-

kei unzureichend seien. Insbesondere
kritisierte es die nach wie vor existente
Folterpraxis in der Türkei. Nuriye Kes-
bir wurde unverzüglich aus der Auslie-
ferungshaft entlassen. (Quelle: ISKU,
Ceni)

Die Ukraine strebt in EU und Nato
Nach seinem Besuch in Moskau wird der
neue ukrainische Präsident Juscht-
schenko Straßbourg und Brüssel besu-
chen,um die Absicht der Ukraine zu be-
kräftigen, EU und Nato beizutreten.
Man habe bei der Wahl, so der zukünf-
tige Europaminister Ribatschuk, die
Option Osten oder Westen gehabt und
sich für den Westen entschieden. Mitte
Januar hatte sich als erste EU-Institu-
tion das Parlament mit großer Mehrheit
für die Perspektive eines EU-Beitritts
ausgesprochen. Die Kommission ist
gegenwärtig noch etwas zurückhalten-
der. Jedoch haben der Außenbeauftrag-
te des Ministerrats Solana und EU-
Außenkommissarin Ferrero-Waldner in
einem Brief eine Ausweitung des „Ak-
tionsplanes“ angeboten, den die Kom-
mission erst im Dezember im Rahmen
der EU-Nachbarschaftspolitik verab-
schiedet hatte (s. PB 26/27 und 1), u.a.

Visumserleichterung und den
Abschluss eines Freihandels-
abkommens.Außerdem solle der
Termin für Gespräche über ein
„noch ambitiöseres Folgeabkommen“
vorgezogen werden. Die NZZ berichtet,
dass Polen und Litauen den Beitritt der
Ukraine betreiben, während vor allem
französische und deutsche Diplomaten
mit Rücksicht wegen der Beziehungen
zu Russland Zurückhaltung anmahn-
ten. (Quelle: NZZ online, 23.1., DW
23.1.)

Russland: Rebellion der Rentner
Die Proteste von Rentnern in Russland
reißen nicht ab. Zum 1.1. ist das Gesetz
über die Umwandlung von Sozial- in
Geldleistungen in Kraft. Rund 14 Milli-
onen erhalten statt bisher kostenloser
Leistungen, v.a. im öffentlichen Nah-
verkehr, Medikamente und andere
Dienstleistungen, eine monatliche Pau-
schale zwischen 50 und 1.550 Rubel plus
ein „Sozialpaket“ im Wert von 450 Ru-
bel, das beides zusammen keinen ange-
messenen Ausgleich darstellt. Die Ren-
ten sind allgemein außerordentlich nie-
drig. Protestaktionen finden seit An-
fang Januar in zahlreichen Städten
statt; in Chimki wurde eine Sonderein-
heit der Miliz eingesetzt, um eine fünf-
stündige Verkehrsblockade zu brechen.
(Quelle: DZM)

Indonesien: Friedensgespräche für
Aceh vereinbart
Noch im Januar wollen die indonesische
Regierung und die für Unabhängigkeit
kämpfenden Rebellen in der vom See-
beben zerstörten Provinz Aceh Frie-
densgespräche aufnehmen. Nach Anga-
ben der Regierung soll zunächst ein
Waffenstillstand ausgehandelt werden,
Fernziel der Verhandlungen sei eine
dauerhafte Autonomieregelung für die
Provinz auf der Insel Sumatra. Dafür
müssten die Rebellen jedoch ihre For-
derung nach einem Unabhängigkeitsre-
ferendum fallen lassen. Forderungen
und Verhandlungsziele der Bewegung
Freies Aceh sind bisher nicht bekannt.
Die Bewegung kämpft seit 1976 für die
Unabhängigkeit der Provinz. Der im
Dezember 2002 vereinbarte Waffenstill-
stand dauerte nur wenige Monate. Im
Mai 2003 begannen die indonesischen
Streitkräfte eine umfangreiche Offensi-
ve in Aceh.Es ist zu befürchten,dass Tei-
le der Armee eine Verhandlungslösung
sabotieren. So wurden nach Angaben
des Generalstabschef Ryacudu, der als
„Hardliner“ gilt, in den vier Wochen seit
der großen Flut trotz eines Waffenstill-
standes 208 Rebellen erschossen wor-
den. „Wir waren gezwungen, diese Leu-
te zu erschießen, weil sie die Sicherheit
störten“, so der Generalstabschef.
(Quelle: NZZ online, 23.1.)

Zusammenstellung. scc 
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Streik bei Degussa in Antwerpen. Der Streik, der am 19.1. in einer Abteilung be-
gann, nachdem bekannt geworden, dass acht Leute – zwei je Schicht – wegratio-
nalisiert werden sollen, weitete sich schnell auf den ganzen Betrieb aus. Für die
1.100 Beschäftigten war diese letzte Maßnahme der Tropfen, der das Fass zum Über-
laufen brachte. Im letzten Jahr waren im Zuge einer Umstrukturierung Arbeits-
plätze wegrationalisiert und Arbeitsprozesse enorm beschleunigt worden. Im Som-
mer hatte die Geschäftsführung mitgeteilt, dass in den nächsten Monaten im Be-
reich der Angestellten 90 von 480 Arbeitsplätzen gestrichen werden sollen. Einer
der Gründe für den verschärften Druck sieht die Belegschaft in den Maßnahmen,
mit denen in den Chemiebetrieben in Deutschland die Arbeitskraft verbilligt wird
– etwa der Verlängerung der Arbeitszeit – und der dadurch verschärften Konkur-
renz. Viele Beschäftigte fürchten, dass die Rationalisierungsmaßnahmen die Si-
cherheit gefährden. Denn Degussa ist ein so genannter Seveso-Betrieb, in dem mit
außerordentlich giftigen Produkten gearbeitet wird. Die Streikenden fordern, dass
die Schichten nicht weiter ausgedünnt werden und dass dies für mindestens zwei
Jahre garantiert wird. Sie werden von Delegationen aus anderen Chemiebetrieben
– BASF, Bayer, FHO, DRC, Gevaert unterstützt. (Quelle und Bild: Indymedia Bel-
gien)
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Großdemo am 23.2. in Mainz und
Aktionen gegen US-Kriegspolitik
MAINZ. Anlässlich des Besuchs des US-
Präsidenten George W.Bush in Deutsch-
land wird es nicht nur in der Mainz, wo
Bush Station macht, Massenproteste
geben, sondern auch in vielen anderen
Orten der Bundesrepublik und in ande-
ren europäischen Ländern. „Not Welco-
me, Mr. Bush!“, ist der Aufruf über-
schrieben, auf den sich die Friedensbe-
wegung geeinigt hat. Zu diesem Ergeb-
nis kam eine Aktionskonferenz, zu wel-
cher der Bundesausschuss Friedensrat-
schlag am 22./23.1. nach Kassel einge-
laden hatte. Während bei einem regio-
nalen Treffen in Mainz zur selben Zeit
die große Bush-Demo am 23. Februar
vorbereitet wurde, berieten die Vertre-
ter zahlreicher Friedensinitiativen und
Organisationen in Kassel, wie der Pro-
test gegen die US-Kriegspolitik im gan-
zen Land verbreitet werden könne. Die
Versammlung beschloss, am 22. Febru-
ar, dem Tag, an dem Bush in Europa an-
kommt, landesweit zu Aktionen aufzu-
rufen. Diese Aktionen sollen lautstark
(„Wir pfeifen auf Bush“) deutlich ma-
chen, dass der US-Präsident hier zu
Lande und in Europa unerwünscht sei,
solange er der Welt mit neuen Kriegen
droht. Am Tag darauf wolle man dann
die Großdemo in Mainz unterstützen.

Die Friedensaktivisten waren sich ei-
nig, dass die jüngsten militärischen
Drohgebärden gegenüber dem Iran
Ernst zu nehmen seien. Die US-Admi-
nistration habe sowohl in ihrer Militär-
doktrin vom „Präventikrieg“ als auch in
ihrer Praxis (Afghanistan, Irak) gezeigt,
dass sie weder auf das Völkerrecht,noch
auf die Vereinten Nationen oder auf ihre
NATO-Bündnispartner Rücksicht
nimmt, wenn sie ihre eigenen ökonomi-

schen und geostrategischen Interessen
verfolgt. Gegen diese rohe Machtpolitik
der USA müssten die Regierungen der
Europäischen Union klipp und klar
Nein sagen und sich jedem Hilfeersu-
chen der USA aktiv verweigern. Die
Bundesregierung wird aufgefordert,
alle Maßnahmen, welche die USA auf
dem Schlachtfeld Irak entlasten, sofort
einzustellen und dem US-Präsidenten
die 2001 versicherte „uneingeschränkte
Solidarität“ im sog. Kampf gegen den
Terrorismus aufzukündigen.

www.uni-kassel.de/fb5/frieden

Grüne Jugend fordert Einstellung
des MEADS Rüstungsprojekts
BERLIN. Der Bundesverband GRÜNE
JUGEND fordert in einem offenen Brief
an Parteivorstand und Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen die Einstellung
des Rüstungsprogramms MEADS und
die Verwendung der Gelder zur Finan-
zierung von Südasien-Fluthilfe und für
Entwicklungshilfe. Darin heißt es:
„MEADS soll der Abwehr von Raketen
mit einer Reichweite von bis zu 1000 Ki-
lometern dienen. Ein solches System ist
für die Landesverteidigung Deutsch-
lands offensichtlich untauglich, ist
Deutschland doch in einem solchen Ra-
dius nur von Freunden umgeben. Auch

bei Auslandseinsätzen sind die Haupt-
bedrohung nicht Langstreckenraketen,
sondern Kleinwaffen und Artillerie.
Auch die industriepolitischen Argu-
mente für MEADS überzeugen uns
nicht. Denn Entwicklung und Produk-
tion des Systems werden nach unseren
Informationen vor allem in den USA
stattfinden,ein Technologietransfer fin-
det in nur geringem Maße statt. Abge-
sehen davon kann Industriepolitik wohl
kaum Grund für ein so teures Projekt
sein. Für das Projekt werden eine Milli-
arde Euro an Entwicklungskosten und
bis zu zwölf Milliarden Euro Beschaf-
fungskosten benötigt. Gerade ange-
sichts der aktuellen Flutkatastrophe in
Südasien weisen wir nochmal darauf
hin,dass die rot-grüne Bundesregierung
nicht das entwicklungspolitische abso-
lute Mindestziel erfüllt,0,33 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes in Entwick-
lungshilfe zu investieren. Die GRÜNE
JUGEND glaubt, dass es grüner Frie-
den- und Haushaltspolitik gut anstehen
würde, bei diesem Projekt die Reißleine
zu ziehen. Raus aus der Entwicklung
von MEADS – für eine deutsche Außen-
und Sicherheitspolitik, die auf Solida-
rität und nachhaltige Entwicklung und
nicht auf rüstungspolitische Prestige-
projekte setzt!“ www.gruene-jugend.de

Aktionsaufruf: 31. Januar ist Wider-
spruchstag gegen ALG II-Bescheide
WUPPERTAL. Die Koordinierungsstelle
gewerkschaftlicher Arbeitslosengrup-
pen (KOS), die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Erwerbslosen- und Sozial-
hilfeinitiativen e.V. (BAG-SHI) und Ta-
cheles e.V. rufen gemeinsam dazu auf,
den 31. Januar zum Widerstandstag ge-
gen die ALG II Bescheide zu machen,
diesen vielfältig zu gestalten und insbe-

BERLIN.Fällt das bisherige Verbot von Studiengebühren oder
nicht? Darüber entscheidet am 26. Januar 2005 das Bundes-
verfassungsgericht. Die Studierenden bereiten sich auf alles
vor: „Wir werden an den Hochschulen umgehend über die
Urteilsentscheidung informieren“, kündigt Vorstandsmit-
glied Nele Hirsch des freien zusammenschlusses von stu-
dentInnenschaften (fzs) an.Wenn das  Verbot fällt, finden an
rund fünfzig Hochschulen Vollversammlungen und Infor-
mationsveranstaltungen statt. Hier soll unter anderem eine
bundesweite Resolution verabschiedet werden. Dies ist eine
Maßnahme, die rund 100 Studierende  am 16.1.2005 auf dem
bundesweiten Bildungs- und Protestforum in Frankfurt/
Main berieten. „Wenn bis zum geplanten Streiktag in den
ersten Bundesländern bereits Gebührenpläne direkt vor der
Abstimmung stehen, wird der Streik sicher an mehreren
Hochschulen fortgesetzt“, so heißt es weiter, „es ist durch-
aus vorstellbar, dass die nun geplanten Streik- und Protest-
aktionen noch größere Ausmaße annehmen werden als im
Jahr 1997,in dem mehrere Hunderttausend Studierende dem
akademischen Lehrbetrieb für zahlreiche Wochen fernblie-
ben.“  In verschiedenen Bundesländern sind überregionale
Demonstrationen zwischen dem 26.1. und 3.2. vorgesehen.
Bild: Tausend rote Luftballons mit Argumenten gegen Stu-
diengebühren gehen am 16.1. in Frankfurt in die Luft. Die
GEW unterstützte die Aktion. www.fzs-online.org
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sondere gegen die häufig rechtswidri-
gen und nicht nachvollziehbaren Be-
scheide dringend noch Widerspruch
einzulegen.

KOS, BAG-SHI und Tacheles schät-
zen, dass die überwiegende Mehrheit
der Bescheide fehlerhaft und rechts-
widrig ist.Die Beratungsstellen nehmen
eine Fehlerquote von bis zu 90 % an.Vor
allem bei Miet- und Heizkosten werde
unzulässig gekürzt und bei der Anrech-
nung von Einkommen nicht alle Absetz-
und Freibeträge berücksichtigt. Man-
cherorts würden leistungserhöhende
Elemente, wie etwa der Mehrbedarf für
Schwangere oder der Absetzbetrag für
private Versicherungen in Höhe von 30
Euro systematisch in allen Bescheiden
unterschlagen. Im Einzelfall kann es
sich um mehrere hundert Euro zu wenig
im Monat handeln. „Wer jetzt keinen
Widerspruch einlegt, verschenkt unter
Umständen bares Geld, das dringend
zum Leben gebraucht wird“ so Frank
Jäger von der BAG-SHI.

Für Bescheide, die noch im letzten
Jahr verschickt wurden, endet die
Widerspruchsfrist am 31.1.2005. Für in
diesem Jahr erstellte Bescheide beginnt
die Widerspruchsfrist von einem Monat
mit dem Erhalt des Bescheides. Wider-
sprüche müssen innerhalb der Frist bei
der im Bescheid angegebenen, zustän-
digen Stelle eingegangen sein. KOS,
BAG-SHI und Tacheles empfehlen Ar-
beitslosen, den Widerspruch in den
nächsten Tagen persönlich bei den zu-
ständigen Ämtern abzugeben und sich
den Eingang bestätigen zu lassen.

www.tacheles-sozialhilfe.de

Hessische Sozialcharta am 19.1. an
die Landesregierung übergeben
WIESBADEN. Vertreter des Bündnisses
„Soziale Gerechtigkeit in Hessen“ ha-
ben der Landesregierung am 19. Januar
in Wiesbaden die von 3.907 Einzelper-
sonen unterschriebene Hessische Sozi-
alcharta übergeben. Damit will das
Bündnis von mehr als 20 Verbänden und
Initiativen aus ganz Hessen Grundla-
gen, Grundrechte und Orientierungen
in Erinnerung rufen, die nach seiner
Einschätzung für den Sozialstaat und
seine Weiterentwicklung unverzichtbar
sind. Die sozialpolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion, Petra
Fuhrmann, reagierte über die Übergabe
so: „Die SPD-Landtagsfraktion steht
hinter dem vom Bündnis Soziale Ge-
rechtigkeit in Hessen initiierten und in
der hessischen Sozialcharta formulier-
ten Protest gegen die Kürzungen der
Landesregierung im Sozialbereich und
damit auch hinter der Mehrzahl der so-
zialen Verbände und Initiativen,die sich
aktiv an dieser Unterschriftensamm-
lung beteiligt haben. Der Sozialabbau
ist falsch und schadet dem Land.“
Fuhrmann unterstrich den unsozialen
Charakter der „Operation Düstere Zu-

kunft“,die zu Lasten der Arbeitnehmer,
der Kranken, der Alten und sozial
Schwachen gegangen sei. Die Landes-
regierung ignoriere weiter die Belas-
tung der Kommunen und Wohlfahrts-
verbände durch das so genannte „Spar-
paket“ und versuche die berechtigte
Kritik der sozialen Einrichtungen stän-
dig herunterzuspielen. Fuhrmann for-
derte die Sozialministerin auf, den Pro-
test endlich ernst zu nehmen und nicht,
wie etwa bei der Vorstellung der Sozi-
alcharta im September letzten Jahres,
dem Bündnis vorzuwerfen, dass es „wi-
der besseren Wissens ein Zerrbild“
zeichne. www.spd-fraktion-hessen.de

Thüringens Beratungsnetz für 
Sinnesbehinderte in Gefahr
ERFURT.Thüringens Paritätischer Wohl-
fahrtsverband und angeschlossene Ver-
bände haben am 18.1. davor gewarnt,
dass das ostdeutsche Bundesland „bei
den Beratungsstellen für Sinnesbehin-
derte die Axt ansetzen und massiv ein-
sparen“ will. „Dies würde bedeuten,
dass Blinde, Sehbehinderte, Schwerhö-
rige und Gehörlose völlig allein gelas-
sen und in die soziale Isolation getrie-
ben würden“, erklärten die Verbände in
einer gemeinsamen Pressemitteilung.

In ihren überregionalen Beratungs-
stellen informieren die Verbände die Be-
troffenen über den Umgang mit der Be-
hinderung, informieren über Hilfsmit-
tel oder Kurse, mit der Einschränkung
umzugehen. Ein großer Teil der Arbeit
wird ehrenamtlich geleistet, doch ohne
hauptamtliche Unterstützung ist das
nicht möglich. Jetzt will das Land die
Förderung um rund 30 – 50 Prozent he-
runterfahren. Betroffen wären davon
beispielsweise die Gebärdensprachdol-
metscher des Landesverbandes der Ge-
hörlosen. Wegen der Finanzsituation
steht das Hörmobil bereits in der Gara-
ge. Der Blinden- und Sehbehinderten-
verband muss über Schließung seiner
Beratungsstellen nachdenken.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband
Thüringen und die angeschlossenen Ver-
bände fordern die politisch Verantwort-
lichen auf, ihrer Verantwortung für alle
gesellschaftlichen Gruppen nachzu-
kommen und die „im wahrsten Sinne le-
benswichtige Beratungsarbeit“ zu er-
halten. www2.rehacare.de

33. Jahrestag des Radikalenerlasses
– Demonstration in Heidelberg
HEIDELBERG. Anlässlich des 33. Jahres-
tags des Radikalenerlasses ruft das So-
lidaritätskomitee gegen das Berufsver-
bot zu einer Kundgebung unter dem
Motto „Gegen Obrigkeitsstaat und Ge-
sinnungsschnüffelei – Demokratie
braucht Veränderung!“ auf. Die Kund-
gebung findet am Samstag, 29.1. um 14
Uhr in Heidelberg auf dem Bismarck-
platz statt. Sprechen werden u. a. Har-

ry Siegert (DGB) sowie ein Vertreter der
Vereinigung der Verfolgten des Nazire-
gimes (VVN/BdA).

www.gegen-berufsverbote.de

Auf der Grünen Woche: Attac und
FIAN für eine globale Agrarwende
BERLIN. Das globalisierungskritische
Netzwerk Attac und die Menschen-
rechtsorganisation FIAN haben bei der
Eröffnungsfeier der Grünen Woche am
20.1.2005 in Berlin die Position der
Bundesregierung in den Agrarverhand-
lungen der Welthandelsorganisation
WTO kritisiert. „WTO macht Hunger“
war auf einem Banner und auf Papptel-
lern zu lesen, die während der Rede von
Landwirtschaftsministerin Renate Kü-
nast durch den Saal flogen.„Hierzulan-
de preist Renate Künast die Agrarwen-
de, doch auf internationaler Ebene
unterstützt sie die knallharte Liberali-
sierungspolitik der WTO“, sagte Chris-
tiana Schuler von der Attac-Arbeits-
gruppe Agrarnetz. Dies bedrohe die
Kleinbauern und -bäuerinnen im Sü-
den. Schuler: „Die WTO-Politik ver-
schärft die Hungerkrise in diesen Län-
dern, anstatt sie zu bekämpfen.“

Gemeinsam mit Bewegungen in Nord
und Süd treten Attac und FIAN für das
Konzept der Ernährungssouveränität
ein. Es meint das Recht jeder Gemein-
schaft auf eine selbstbestimmte Land-
wirtschafts- und Ernährungspolitik –
den eigenen ökologischen, sozialen,
wirtschaftlichen und kulturellen Um-
ständen entsprechend. In diesem Sinne
fordern beide Organisationen die
Bundesregierung und EU zur globalen
Agrarwende auf.„Mit 852 Millionen hat
die Anzahl der Hungernden in diesem
Jahr einen traurigen Höhepunkt er-
reicht. Es hat sich deutlich gezeigt, dass
ohne globale Agrarwende alle Bemü-
hungen zur Bekämpfung des Hungers
zum Scheitern verurteilt sind“, sagte
Armin Paasch. www.attac.de

Zusammenstellung: baf
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Antrag in die Sitzung der Regionsversamm-
lung am 15. Februar 2005. Die Regionsver-
sammlung möge beschließen: 

Die Region Hannover initiiert ab Janu-
ar 2005 ein „Programm gegen Rechts-
extremismus in der Region Hannover“,
um für eine tolerante und antirassisti-
sche Region Hannover zu streiten. Fol-
gende Kernpunkte werden beschlossen:
1. Die Region Hannover richtet eine
Stelle zur Beobachtung und Bekämp-
fung neofaschistischer Aktivitäten ein.
Es wird eine Zusammenarbeit mit anti-
rassistischen Initiativen angestrebt. 2.
Die Region richtet einen „Runden Tisch
gegen Neonazis in der Region“ ein.
Hierzu werden Schulvertreter, Kultur-
schaffende, Sozialinitiativen und anti-
faschistische Organisationen eingela-
den. Dies geschieht in Kooperation mit
der LHH. 3. Die Region beschließt eine
Liste mit Hintergrundinformationen
aller vor Ort arbeitenden Neonaziorga-
nisationen zu erarbeiten und regelmä-
ßig zu veröffentlichen, u.a. auf der Ho-
mepage der Region. 4. Zur Unterstüt-
zung antifaschistischer Arbeit werden
jährlich die besten Projekte und Aktio-
nen gegen Rechtsextremismus durch
den Regionspräsidenten prämiert.Dazu

werden 5.000 Euro zur Verfügung ge-
stellt. 5. Die Region organisiert eine
Kampagne gegen Rassismus und Anti-
semitismus an den Schulen der Region
(„Schule ohne Rassismus“). Dazu soll-
ten Mittel der EU, des Bundes und des
Landes beantragt werden.6. Die Region
intensiviert die Dokumentation über
die Zeit des NS-Faschismus und lädt In-
itiativen und Historiker ein, Dokumen-
tationen zu erstellen.
Begründung: Die Zunahme des Rechts-
extremismus ist besorgniserregend.
Auch in der Region Hannover treiben
Neonazis ihr Unwesen. Verwiesen sei
nur auf die Naziaufmärsche in Barsing-
hausen und der Stadt Hannover.Alle de-
mokratischen Verbände und Institutio-
nen sind aufgerufen, sich Rassismus,
Antisemitismus und Intoleranz ent-
gegenzustellen. In diesem Sinne kommt
der Region Hannover eine wichtige Rol-
le zu, Aktivitäten zu unterstützen und
zusammenzuführen. Es geht hierbei um
ein Querschnittsthema, was sowohl Na-
ziideologien bekämpfen muss als auch
soziale Ursachen im Blick haben soll.

Gudrun Lappé, Fraktionsvorsitzende
f.d.R. Heike Spieker 
http://sozialisten.de/politik/kommunal

Konferenz „Für eine demokratische Infor-
mations- und Lernkultur“ stellt drei Studien
über TV-Berichterstattung sowie Kinder-
und Schulerziehung gegen Rechtsextre-
mismus vor 

BERLIN, 10.12.2004. Um die Demokratie
und den sozialen Frieden zu bewahren,
reicht es nicht aus,verbal gegen Rechts-
radikale zu protestieren. Drei neue
Untersuchungen des Projektes „Strate-
gien gegen Rechtsextremismus“ der
Bertelsmann Stiftung zeigen: Das Fern-
sehen muss seine Berichterstattung än-
dern, Schulen müssen die Achtung der
Menschenrechte vermitteln, und bei der
Erziehung von Kindern sollten soziale
und emotionale Kompetenzen früher
gefördert werden.

Zum Thema „Fernsehen und Rechts-
extremismus“ stellt eine Studie von
ARD und ZDF fest, dass öffentlich-
rechtliche Sender umfassend und kon-
tinuierlich über Rechtsextremismus be-
richten. Doch die Darstellung ist häufig
kontraproduktiv. Emotionalisierung,
verkürzte Argumentation und übermä-
ßiger Einsatz von Archivbildern verhin-
dern eine sachliche Auseinanderset-
zung. Die Autoren geben praktische
Ratschläge, was TV-Redakteure künftig
besser machen können.

Weiterhin beschäftigt sich die Konfe-
renz mit dem Thema „Bildung für die
Einwanderungsgesellschaft“. Schuler-
ziehung gegen Rechtsextremismus darf
sich nicht auf Geschichtsstunden über
die NS-Zeit beschränken, fordern For-
scher der Pädagogischen Hochschule
Freiburg: Der Unterricht solle durch-
gängig eine Antidiskriminierungs-Per-
spektive einnehmen. Lehrpläne, Ler-
ninhalte und Lehrerfortbildung müs-
sten konsequent an der für alle Bürger
verpflichtenden Achtung der Men-
schenrechte ausgerichtet sein.

Darüber hinaus befassen sich die Ex-
perten mit „Entwicklungs- und Sozia-
lisationsbedingungen für Toleranz“.
Rechtsextreme Einstellungen entstün-
den bei Heranwachsenden im Wechsel-
spiel von individuellem Temperament
und Sozialisation, betonen Jugendfor-
scher der Universität München. Eine
Erziehung, die gegen Rassismus und
Gewalt wirken wolle, solle so früh wie
möglich ansetzen: Toleranzförderung
müsse schon im Kindergarten beginnen.

Ausführliche Dokumentation: www.bertels-
mann-stiftung.de. Die Studien werden überdies
dokumentiert in: Bertelsmann Stiftung (Hrsg.):
Strategien gegen Rechtsextremismus,Band 1: Er-
gebnisse der Recherche.Verlag Bertelsmann Stif-
tung (erscheint im Januar 2005).

Fraktion PDS/Parteilos Hannover

Programm gegen Rechtextremismus beantragt

„Für eine demokratische Informations- und Lernkultur

Strategien gegen Rechtsextremismus 

Nach den breiten Protesten blieb die PDS mit
ihrer Forderung nach einem neuerlichen An-
lauf zum Verbot der NPD allein. Stattdessen
heißt es, sei die geistige Auseinanderset-
zung zu suchen. Schon. Aber wo bleibt sie? 

Gegen die Lügenkampagne, mit der die
Faschisten vor Jahren versuchten, den
Holocaust zu leugnen, bildete sich eine
öffentliche Meinung, die ein Gesetz tra-
gen konnte. So weit ist es aber keines-
wegs bei allen Themen, die von neuen
Faschisten mit dem Ziel gepflegt wer-
den,Anschluss an die Nazipolitik zu ha-
ben. Konkret geht es um die Interpreta-
tion des Bombenkrieges der Briten und
US-Amerikaner, des Vormarsches der
Roten Armee und ihres Besatzungsregi-
mes sowie um Flucht, Vertreibung und
Umsiedlung – alles Punkte, die der
Mainstream in der BRD gerade neu ver-
arbeitet.

Nachdem es weltweit humanistischer
Konsens geworden ist, dass nur das
Schicksal der wirklichen Menschen den
Maßstab liefert, an dem politische Stra-
tegien zu messen sind, entwickelte sich
die Methode, geschichtliche Ereignisse
auf das persönlich erlebte Unglück re-
duziert darzustellen. Das Fernsehen ist
voll davon. Nähren diese Dokumenta-
tionen, Filme, Bildbände usw. den Ab-
scheu vor dem Irrwitz des Krieges und
werden deswegen unter humanistischen
Aspekten geschätzt, wird inzwischen
immer deutlicher, dass so kein Zugang
zum Verständnis der Ursachen jener
Konflikte gefunden werden kann. Sie
verleiten sogar zu dem Kurzschluss,
dass die Taten aller Beteiligten gleich
verwerflich gewesen seien, eben weil sie
dasselbe Leid verursachten. Die mei-
nungsbildende Mitte in der BRD ist auf
diesem abschüssigen Pfad schon ziem-
lich weit abgerutscht. Das ist der Boden
auf dem die Propaganda der NPD wu-
chert, die spezifische Kriegsverbrechen
der NS-Herrschaft in einer Landschaft
von Kriegsgräueln verbergen will. Wa-
rum wehren die Meinungs- und Wissen-
schaftsmacher das nicht ab? Solange
man vor allem den Sonderverdacht los-
werden will,der nach der Erfahrung des
Faschismus auf deutschem Staatshan-
deln ruht, lähmt das die analytische
Auseinandersetzung mit den Ereignis-
sen, die zum Kriegsende führten.

So ist es bis weit hin in die Linke nicht
einfach, über die Gründe zu sprechen,
die zum Bombenkrieg führten. Dabei
hatte der Kriegsverlauf gezeigt,dass die
Hitler-Truppen, obwohl in strategisch
aussichtsloser Lage, aus den Ballungs-
räumen heraus den Alliierten Truppen
noch schwerste Verluste zufügen konn-
ten. Das zeigte sich im Westen bei der
Ardennenoffensive, das zeigte sich im

Die Extreme Rechte und die Mitte

Was einer Verbotskampag
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Stellungnahme des Zentralrats der Juden zu
den Äußerungen des NPD-Abgeordneten
Jürgen Gansel, der am 21. Januar 2005 vor
dem sächsischen Landtag folgendes gesagt
hat: „Der Bomben-Holocaust von Dresden
steht ursächlich weder im Zusammenhang
mit dem 1. September 1939 noch mit dem
30. Januar 1933.“ 

Die Leiden der Dresdner Zivilbevölke-
rung – und nicht nur hier – durch den
Bomben-Krieg waren furchtbar und
sind wie alle unschuldigen Opfer des
Krieges nicht zu rechtfertigen. Aller-
dings darf man Ursache und Wirkung
im Zweiten Weltkrieg nicht außer Be-
tracht lassen. Für die Äußerungen der
beiden NPD-Abgeordneten gibt es we-
der eine Rechtfertigung noch eine Ent-
schuldigung. Die Bombenangriffe mit
dem Holocaust in Beziehung zu setzen,
ist eine perfide Relativierung auf Kos-
ten sämtlicher Opfer. Dieser Eklat ist
eine weitere Provokation an die Adres-
se der etablierten Parteien und aller De-

mokraten – über Sachsen hinaus. Was
müssen wir uns noch alles in diesem
Land gefallen lassen, müssen, bevor die
Schmerzgrenze erreicht ist und Ab-
wehrreaktionen einsetzen. Antisemiti-
sches und fremdenfeindliches Gedan-
kengut sind längst wieder salonfähig
geworden und haben durch den Einzug
der NPD in das Landesparlament von
Sachsen und der DVU in Brandenburg
eine traurige Bestätigung gefunden. 60
Jahre nach der Befreiung des KZ Ausch-
witz und der Befreiung Deutschlands
von der Nazi-Diktatur ist dies eine
Bankrotterklärung der Politik. Es muss
endlich eine politische Auseinanderset-
zung mit der Fratze des Antisemitismus
im 21. Jahrhundert stattfinden.Verbote,
Mahnmale und Symposien allein nützen
wenig. Das Problem muss von jedem
Einzelnen persönlich ernst genommen
werden. Umfassende Bildungsmaßnah-
men und eine aktive politische Ausein-
andersetzung sind längst überfällig.
Berlin, 21.1.2005, www.zentralratdjuden.de

Zu der Diskussion um ein mögliches neues
Verbotsverfahren gegen die NPD und zur
Entscheidung der Staatsanwaltschaft, ge-
gen NPD-Abgeordnete aus Statusgründen
nicht wegen Volksverhetzung zu ermitteln,
erklärt der Vorsitzende der PDS-Fraktion im
Sächsischen Landtag, Prof. Dr. Peter
Porsch:

Wie erwartet sind die NPD-Abgeordne-
ten durch das freie Abgeordnetenman-
dat vor Strafverfolgung wegen ihrer
Parlamentsreden weitgehend ge-
schützt. Das ändert aber nichts an der
unzweifelhaften Zielrichtung dieser
Fraktion: Die NPD tritt mit ihren Reden
im Sächsischen Landtag ganz offen als
Parteigänger von Faschismus und Na-
tionalsozialismus auf.Das Grundgesetz
verankert den Grundkonsens,dass jedes
Unternehmen, das in Programm und
Aktion das Wiederaufleben der Politik,
die zum „Dritten Reich“ mit Völker-,
Massenmord und Weltkrieg führte, zum
Ziel hat, verfassungswidrig ist. Das er-
ste Verbotsverfahren gegen die NPD ist
ausschließlich am Einsatz von V-Leuten
in den Führungsetagen der Partei ge-
scheitert.

Diesmal geht es um öffentliche Parla-
mentsauftritte gewählter NPD-Abge-
ordneter, da liegen die Verfassungswid-
rigkeit und der Absender offen zu Tage,
und niemand wird ernsthaft unterstel-
len, diese Auftritte seien von einem Ge-

heimdienst gesteuert worden. Daher
sollte an die Stelle einer mutmaßlich
fruchtlosen juristischen Auseinander-
setzung mit einzelnen NPD-Abgeord-
neten die Einleitung eines besser vorbe-
reiteten erneuten Verbotsverfahrens un-
ter Berücksichtigung des von der NPD-
Fraktion selbst produzierten Materials,
insbesondere ihrer Reden, ernsthaft ge-
prüft werden. Erwartungen in diese
Richtung werden auch auf internatio-
naler Ebene von der OSZE geäußert.

Ein mögliches neues Verbotsverfah-
ren, dessen Prüfung ich bereits am Frei-
tag angeregt habe,enthebt uns nicht der
politischen Auseinandersetzung mit
den Nazis, im Gegenteil, beides muss
Hand in Hand stattfinden. Daher be-
grüße ich den antifaschistischen
Grundkonsens, zu dem die Fraktionen
von CDU, PDS, SPD, FDP und GRÜ-
NEN im Sächsischen Landtag gefunden
haben. Daran anknüpfend werde ich
mich um eine gemeinsame Initiative ge-
genüber dem Bundesinnenminister mit
dem Ziel der Prüfung eines erneuten
Verbotsverfahrens gegen die NPD be-
mühen.Die bisher bekannt gewordenen
Äußerungen des sächsischen Minister-
präsidenten zu dieser Frage betrachte
ich als ein ermutigendes Zeichen.

PDS-Fraktion im Sächsischen Landtag,
Postfach 120905, 01008 Dresden.
e-mail: Marcel.Braumann@slt.sachsen.de.
web: http://pdsfraktion-sachsen.de 

ZENTRALRAT DER JUDEN IN DEUTSCHLAND Körperschaft des öffentlichen Rechts

Braunes Gedankengut wieder salonfähig?

Sächischer PDS-Fraktionschef Porsch bekräftigt Forderung

Prüfung eines Verbotsverfahrens 
gegen NPD notwendig 

Osten, wo sich die Nazitruppen in und
vor großen Städten festzuklammern
vermochten, beispielhaft Breslau, Kö-
nigsberg und am Ende Berlin, die
schließlich im Sturm und unter großen
Opfern der Roten Armee genommen
werden mussten.

Das Konglomerat aus Nazi-Organisa-
tionen und Wehrmacht,das an den Fron-
ten politische Macht ausübte, war nicht
zur Kapitulation bereit. Grund dafür
war nicht nur die Angst vor Strafe, son-
dern die immer und immer wieder be-
schworene Hoffnung, es möge zu einem
Zerwürfnis zwischen den Westalliierten
und Sowjetrussland kommen, in dem
Nazideutschland eine Rolle spielen
könnte.

Die Soldaten der Roten Armee,die auf
einer von den Nazis gezogenen Spur von
Terror und Vernichtung bis an die Gren-
ze des Reichs gekommen waren, moch-
ten hoffen,dass der grausame Krieg nun
ein Ende habe,und sie,die überlebt hat-
ten, leben dürften. Die Gegenwehr kon-
frontierte sie neuerlich mit dem Tod,und
das in einem Krieg, der im Grund vor-
bei war.Viele Soldaten verloren das see-
lische Gleichgewicht. Die Rote Armee
hatte Schwierigkeiten, die Disziplin
aufrecht zu erhalten bzw. wieder her-
zustellen. Es kam zu Vergewaltigungen
und Gräueltaten.

Ausgangspunkt dieser Leiden ist je-
doch das spezifische Kriegsverbrechen,
das darin liegt, in einer strategisch aus-
sichtslosen Situation nicht zu kapitu-
lieren, sondern zu kämpfen wie jemand,
dem es nur noch darum zu tun ist, an-
dere mit in den Tod zu reißen.

Schließlich die Ordnung der Grenzen
und Siedlungsräume in Europa. Hier
lastet man den Alliierten die Absicht der
ethnischen Säuberung an. Nicht begrif-
fen wird, dass die Welt, besonders die
Nachbargesellschaften in Osten, nicht
mehr mit dem Risiko einer großdeutsch-
völkischen, mit Inanspruchnahme von
Minderheiten operierenden Politik le-
ben konnten. Dieses Bündel von Tradi-
tionen und Ansprüchen zu dekonstruie-
ren, ist ungelöste Aufgabe des Mei-
nungsstreits im deutschen Kulturkreis
bis zum heutigen Tage.

Weigert sich die bundesdeutsche Ge-
sellschaft, die geschichtlichen Ereig-
nisse mit kühlem Blick zu betrachten
und zu analysieren, die Folge welcher
politischen Ursachen das individuell er-
lebte und erlittene Leid war, schafft sie
Stoffe, die neue Nazipolitik ausspielen
kann. Anders: Wird eine solche Kritik
geführt, dann würde sich daraus eine
Einsicht in notwendige Selbstbe-
schränkung deutschen Staatswesens
ergeben, die dem Frieden dienlich wäre.

maf

gne vorausgehen sollte
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Präsident der internationalen
Friedensorganisation 
„Mayors for Peace“ in Berlin
BERLIN. Am 20. und 21. Januar 2005 kam
der Präsident der internationalen Friedens-
organisation „Mayors for Peace“, Bürger-
meister Tadatoshi Akiba von Hiroshima, auf
Einladung der IPPNW nach Berlin und warb
für die Kampagne „atomwaffenfrei bis
2020“.

Die japanische Delegation bestand aus
vier Mitgliedern: dem Bürgermeister
Tadatoshi Akiba, dem Vorsitzenden des
Stadtparlaments Hiroshimas Tadama-
sa Asao und ihren beiden Assistenten.
Die Delegation war vom Unteraus-
schuss Rüstungskontrolle und Abrüs-
tung zunächst zum Abendessen einge-
laden. Auch der Bürgermeister von
Mutlangen war dabei sowie Xanthe
Hall von der IPPNW und ein Mitglied
des Schülerprojekts „Aktion Völker-
recht“, Felix Fellmer. Einige Bundes-
tagsabgeordnete von SPD, CSU und
Bündnis 90/Die Grünen diskutierten
intensiv über die Zukunft des Atom-
waffensperrvertrags und die deutsche
Position dazu. Uta Zapf, Vorsitzende
des Unterausschusses, erzählte, sie sei
begeistert, im Internet zu entdecken,
dass bereits zwei Bürgermeister in ih-
rem Wahlkreis bei der Kampagne mit-
machen und habe entschieden, bei al-
len anderen Bürgermeister im Wahl-
kreis für die Sache zu werben.

Gleich am nächsten Morgen ging es
mit einem Fototermin der „Aktion Völ-
kerrecht“ vor dem Berliner Rathaus
los. Eine Gruppe von SchülerInnen aus
Heidelberg überreichte eine „Keimzel-
le“ des Schutzwalls für das Völkerrecht
an Berliner Studierende und Jugendli-
che, so dass ein Berliner Teil des
Schutzwalls aufgebaut werden kann.
Der fertige Schutzwall wird im Mai
nach New York geschickt und mit Tei-
len aus aller Welt als Ausdruck des Wil-
lens der Weltbevölkerung zusammen
gebaut werden. Überraschenderweise
kam die Entwicklungsministerin Hei-
de Wieczorek-Zeul vorbei. Sie sprach
ein Paar Minuten mit dem Bürgermeis-
ter und unterzeichnete einen Baustein
für den „Schutzwall“.

Bei der anschließenden Pressekonfe-
renz stellte Bürgermeister Akiba der
Presse seine weltweite Bürgermeister-
Kampagne „2020 Vision“ vor.Der Han-
noveraner Oberbürgermeister Herbert
Schmalstieg klärte über die deutschen
Bürgermeister für den Frieden (zur Zeit
fast 190) und ihre Forderungen auf.Der
Abzug aller US-Atomwaffen aus
Deutschland und die Beendigung der
nuklearen Teilhabe sei wichtig für die
Zukunft des Atomwaffensperrver-
trags, erklärte Stephan Kolb, Vorsit-

zender der IPPNW, für den Kampag-
nenrat. Der Trägerkreis koordiniert die
Arbeit in Deutschland für die Ab-
schaffung aller Atomwaffen und hat ei-
nen Kampagnenrat eingerichtet, um
die Kampagne „atomwaffenfrei bis
2020“ zu realisieren. Die IPPNW spielt
eine wichtige Rolle im Kampagnenrat
und die Kampagne wird von vielen
IPPNW-Regionalgruppen und Einzel-
mitgliedern unterstützt.

Nach einem Mittagessen auf Einla-
dung des Präsidenten der Technischen
Fachhochschule mit Studierenden des
„Hiroshima/Nagasaki Peace Study
Course“ besuchte die Delegation den
Präsidenten des Berliner Abgeordne-
tenhauses und ehemaligen Oberbür-
germeister von Berlin Walter Momper.

Bürgermeister Akiba lud
Walter Momper ein, Mitglied
der internationalen Bürger-
meisterdelegation zu werden und mit
ihm im Mai nach New York zu reisen,
um sich für die Abrüstung einzusetzen.
Berlins jetziger Oberbürgermeister
Klaus Wowereit hatte ihm erst einmal
eine Absage erteilt.10 weitere deutsche
Bürgermeister haben ihre Interesse ge-
meldet, an der internationalen Delega-
tion teilzunehmen.Walter Momper hat
bereits zugesagt, am 11. März beim
Treffen der deutschen Bürgermeister
für den Frieden in Berlin ein Grußwort
zu geben. Zu diesem Treffen werden
etwa 30 Bürgermeister erwartet.

Am späten Nachmittag fand ein Ge-
spräch im Auswärtigen Amt mit
Staatsministerin Kerstin Müller statt.
Ein Mitarbeiter des Referats für Rüs-
tungskontrolle und Nichtverbreitung
(die Abteilung hat nicht „Abrüstung“
in ihrem Titel), das inhaltlich mit dem
Thema sehr versiert ist,nahm ebenfalls
an dem Gespräch teil. Müller begrüßte
die Kampagne, weil sie Druck auf die
Verhandlungen ausübt und eine beson-
dere Auswirkung auf die Debatte ha-
ben wird durch die Leitung von Akiba.
Sie erklärte,dass Deutschland sich ver-
pflichtet fühlt, die Abschaffung aller
Atomwaffen zu erreichen. Diese bleibt
eine Priorität für die Regierung, wobei
das Jahr 2020 ein „ehrgeiziges Ziel“ sei.
Stephan Kolb forderte die Beendigung
der nuklearen Teilhabe und den Abzug
der überflüssigen und veralteten
Atomwaffen aus Deutschland, die seit
Ende des Kalten Krieges übrig geblie-
ben sind. Müller war jedoch der Mei-
nung,dass Deutschland „nicht das Pro-
blem“ sei. Frau Regina Hagen vom
Internationalen Netzwerk der Wissen-
schaftler und Ingenieure schlug vor,
dass die Regierungsdelegation in New
York ein Mitglied aus den Reihen der
NGOs aufnehmen sollte. Diese Idee
wurde positiv aufgenommen.

Zum Schluss gab es ein Essen im Res-
taurant Gugelhof, wo der Kampagnen-
rat und IPPNW-Mitglieder mit der ja-
panischen Delegation in Ruhe über den
Tag und auch die Zukunft der Kam-
pagne reden konnten.

Professor Eichhorn vom Deutsch-Ja-
panischen Friedensforum hat wichtige
Post nach Hiroshima mitgenommen:
Berlins Oberbürgermeister Klaus Wo-
wereit schrieb eine Grußbotschaft an
Tadatoshi Akiba. Die Botschaft be-
kräftigt seine Unterstützung für „May-
ors for Peace“ und weist auf seine
Schirmherrschaft des „Hiroshima-Na-
gasaki Peace Study Course“ an der
Technischen Fachhochschule in Berlin
hin.
Weitere Berichte, Bilder, Hintergrund-
informationen und Termine in der Ho-
mepage: www.atomwaffenfrei.de

Kommunale
Politik

Bild: Bürgermeister Akiba mit Heide
Wieczorek-Zeul vor dem „Schutz-
wall“ der Aktion Völkerrecht. Er wur-
de 2003 angesichts des drohenden
Irak-Krieges von Heidelberger Schü-
lerinnen und Schülern begonnen und
im Mai 2004 unter dem Eindruck von
persönlichen Gesprächen der Schüler
mit Überlebenden der Atombomben-
abwürfe auf Hiroshima und Nagasaki
sowie den Bürgermeistern der beiden
Städte um die Verpflichtung zur welt-
weiten atomaren Abrüstung erweitert.
Er umfasst mittlerweile mehr als
20.000 Bausteine und ist damit rund
80 m lang.Die Teilstücke aus aller Welt
werden im Mai 2005 in New York zu-
sammengeführt und bei einem großen
Friedensfest im Central Park als
DENK-mal-VÖLKERRECHT aufge-
baut. Sie manifestieren für die Dauer
der Konferenz zur Überprüfung des
Atomwaffensperrvertrags den Willen
der Menschen für eine atomwaffen-
freie Welt. Zum Jahrestag der Atom-
bombenkatastrophe reist der kom-
plette Schutzwall weiter nach Hiros-
hima und Nagasaki und wird am je-
weiligen Ground Zero zur weltweiten
atomaren Abrüstung mahnen.
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Bernd Riexinger im netzwerk-Info-4/04:

Gewerkschaften 2004: – Nach Großkund-

gebungen schlimmster Rückfall – 

Nach den nicht ganz freiwilligen Groß-
kundgebungen am 3. April gegen Sozi-
alabbau hatte es für kurze Zeit den An-
schein, dass die Gewerkschaften als
ernstzunehmende politische Kraft wie-
der in Erscheinung treten. Gutgläubige
hofften sogar, dass jetzt der Schwer-

punkt auf außerparlamentarische Mo-
bilisierung gelegt wird,und die Einsicht
wächst, dass der verschärfte Klassen-
kampf von Oben nicht mit Jammern und
Zurückweichen von Unten beantwortet
werden kann. Offensichtlich ist jedoch
die geistig-politische Krise der Ge-
werkschaften so groß, dass sie nicht in
der Lage sind, auch nur annähernd an-
gemessen auf die Kapitaloffensive zu
reagieren.

Nach dem 3. April verschärften die
Arbeitgeberverbände ihre Angriffe auf
die Gewerkschaften. War es mit der
Agenda 2010 gelungen, erfolgreich die
Axt an die Säulen unserer Sozialsyste-
me zu legen, wurden nunmehr die Ta-
rifverträge ins Visier genommen.Die Ar-
beitszeit bildet das Einfallstor. Ange-
strebt werden jedoch Lohn- und Ge-
haltskostenabsenkungen von 20 bis
30%, was verschiedene Verbandsvertre-

Nur 100 hatten sich angemeldet, doch 350
waren nach Angaben der Veranstalter aus
allen Himmelsrichtungen nach Stuttgart zur
6. Konferenz der Initiative zur Vernetzung
der Gewerkschaftslinken am Wochenende
angereist. 

Während Merkel und Westerwelle die
Gewerkschaften als Institution nach-
haltig schwächen wollten, wollen die
Bundesregierung die Gewerkschaften
für ein aktives Co-Management beim
Sozialabbau gewinnen, kritisierte Wer-
ner Sauerborn vom ver.di-Landesbe-
zirk Baden-Württemberg. Eine wenn
auch nicht risikolose Alternative hierzu
liege in gewerkschaftlicher Autonomie
und einer Loslösung von „Rot-Grün“.
„Die Gewerkschaftsführung hat die
Mobilisierungschance,die sich nach den
Massendemonstrationen gegen sozialen
Kahlschlag oder betrieblichen Kämp-
fen mit hoher Ausstrahlungskraft gebo-
ten hat, nicht genutzt“, kritisierte Tom
Adler, Betriebsrat bei Daimler Chrysler
in Stuttgart.Es sei entscheidend,ob und
wie die Führung handelt, wenn Mas-
sendruck und Widerstand entsteht. So
hätten die Großdemonstrationen am 3.
April 2004 wie auch die Kämpfe um
Daimler Chrysler und Opel vielen Ge-
werkschaftern Hoffnung gemacht. An-

gesichts breiter Unzufriedenheit mit
den Lebens- und Arbeitsbedingungen
im Lande sei es gerade zu dramatisch,
dass keine Kraft im Lande dazu im
Stande sei, dies aufzugreifen und etwas
daraus zu machen.

„Sechs Tage Proteste haben nicht ge-
reicht, um Jahrzehnte der Entpolitisie-
rung zu kompensieren“, stellte Wolf-
gang Schaumberg, langjähriger Opel-
Betriebsrat aus Bochum, fest. Er be-
mängelte eine Entmündigung der Be-
legschaft, die nicht mehr über die Re-
strukturierungsvereinbarung mit Ge-
neral Motors abstimmen durfte, wobei
auch die starke Minderheit im Be-
triebsrat, die die Vereinbarung abge-
lehnt habe, zu dieser Entmündigung
beigetragen habe.

Die Parole „raus aus der IG Metall“
sei wenig zukunftsträchtig, aber drin
bleiben mache nur Sinn, wenn man sich
nicht mehr alles gefallen lasse.Schaum-
berg sprach sich für eine offensive Her-
angehensweise an die Frage der Ar-
beitszeitverkürzung aus. Bei Heranzie-
hung aller Arbeitswilligen, Ausschöp-
fung von Einsparpotenzialen und ge-
samtgesellschaftlicher Planung sei
ohne weiteres ein 4-Stunden-Tag bei
vollem Lohnausgleich für alle möglich.

„Neue Kämpfe erfordern eine neue

Vernetzung“,unterstrich der Wiesbade-
ner Betriebsrat und Metaller Jakob
Schäfer.Wenn die Gewerkschaftsappa-
rate die neoliberale Argumente
schluckten und aufflammende Beleg-
schaftskämpfe isolierten und abwürg-
ten, dann müsse die Gewerkschaftslin-
ke auf allen Ebenen und in allen Ge-
werkschaften konsequent einen Gegen-
pol schaffen. Hierzu seien zentrale, ak-
tuelle Stellungnahmen zu wichtigen Er-
eignissen ebenso notwendig wie regel-
mäßig erscheinende Infos für aktive Ge-
werkschafter, ein repräsentativerer Ar-
beitsausschuss, ein stärkeres Sekretari-
at und vor allem örtliche Strukturen als
Unterbau.Eine solche kämpferische Al-
ternative müsse für alle engagierten Ge-
werkschafter offen sein und dürfe nicht
ausgrenzen. Dass die Impulse der Ge-
werkschaftslinken doch etwas bewir-
ken können, unterstrich abschließend
Bernd Riexinger, Bezirksgeschäftsfüh-
rer der Gewerkschaft ver.di in Stuttgart
und ein Hauptredner auf der Demon-
stration gegen Sozialkahlschlag am l.
November 2003, zu der ohne Unterstüt-
zung der bundesweiten Gewerkschafts-
apparate 100 000 Menschen nach Ber-
lin gekommen waren: „Ohne den l.11.03
hätten die DGB-Großdemos am 3.4.2.04
niemals stattgefunden.“ 

„Neue Kämpfe erfordern eine neue Vernetzung“ – Bericht von Hans-Gerd Öfinger im ND

Am 14./15. Januar 2005 tagte in Stutt-
gart zum sechsten Mal die Gewerk-
schaftslinke, eine inzwischen festste-
hende Einrichtung, die sich in den letz-
ten Jahren paralell mit den zunehmen-
den Durchsetzungsschwierigkeiten der
DGB-Gewerkschaften herausgebildet
hat. Die Gewerkschaftslinke ist perso-
nell und ideell eng mit der Wahlalter-
native WASG verflochten, die sich letz-
te Woche in Göttingen als bundesweite
Partei gründete.
Die Abschlusserklärung der Tagung
liegt noch nicht vor, in einem Bericht in
der Jungen Welt berichtet Daniel Beh-
ruzi, dass der Kongress dazu aufgerufen
habe, in allen Orten Gruppen und Fo-
ren zu bilden und zu stärken, Veranstal-

tungen durchzuführen und für eine Wen-
de der Gewerkschaftsbewegung zu
kämpfen. Der Vorschlag, in den näch-
sten Monaten einen weiteren Kongreß
abzuhalten, um eine programmatische
Plattform zu erstellen und über die
Stärkung der Strukturen zu diskutie-
ren,  sei angenommen worden. Inhaltli-
che Schwerpunkte soll einer Resolution
zufolge der Widerstand gegen Arbeits-
zeitverlängerung und das Eintreten für
eine radikale Verkürzung der Arbeits-
zeit bei vollem Lohn- und Personalaus-
gleich sowie die Forderung nach einem
Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde
sein.
Es ist nicht denkbar, dass die dort ver-
sammelten erfahrenen Gewerkschafte-

rinnen und Gewerkschaften davon aus-
gehen, dass solche Forderungen durch-
zusetzen seien. Es ist ja auch von „ein-
treten für“ und „fordern“ die Rede, die-
se Punkte sind also eher als politische
Richtungsangabe zu verstehen.
Bernd Riexinger, einer der Initiatoren
der Bewegung und auch bei der WASG
aktiv, sagt in einem Vorbereitungsblatt
zum Kongress dann auch, dass es darum
gehe, eine „geistig-politische Krise der
Gewerkschaften“ zu überwinden, er
fordert ein Programm, oder zumindest
Ansätze dazu, „das auf der politisch-
geistigen Ebene aus der Defensive her-
ausführt“. Wir dokumentieren diesen
Text und verweisen darüber hinaus auf
www.labournet.de/GewLinke/vers/kongress

Dokumente vom und zum 6. Kongress der Gewerkschaftslinken 
am 14./15.1.2005  in Stuttgart
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ter (Hundt) oder auch öf-
fentliche Arbeitgeberver-
treter völlig offen aus-
sprechen.

Die m.E.abgesprochene
Strategie war äußerst er-
folgreich. In mehreren
Konzernen sollten Beleg-
schaften, Betriebsräte
und Gewerkschaften er-
presst werden, um Zuge-
ständnisse und insbeson-
dere die Öffnung der Ta-
rifverträge zu erzwingen.
Siemens bildete den An-
fang. Entscheidend war
jedoch DaimlerChrysler.
Egal wie die unterschied-
lichen Akteure das Ergeb-
nis bewerteten: Das
Daimler-Management hatte 500 Millio-
nen in einem profitträchtigen Unter-
nehmen gewollt und hatte sie in der ab-
soluten Hochburg der IGM bekommen.
So war und ist zumindest die öffentli-
che Wahrnehmung. Die Folgen sind be-
kannt: Opel,VW, Karstadt und hunder-
te weiterer Unternehmen, die ähnliches
versuchen. Das Kapital ist ermuntert,
diese Strategie weiter zu verfolgen und
je nach Lage zu verschärfen.

Die Löcher, die peu a peu in die Tarif-

verträge gerissen werden,ähneln immer
mehr dem Bild von einem Schweizer
Käse. Das Schlimme ist nicht so sehr,
dass solche oder ähnliche Regelungen
geschlossen werden (das gab es schon
immer).Viel schlimmer ist,dass nicht ein
einziger Versuch gemacht wurde, über-
betriebliche Solidarität zu organisie-
ren. Jeden Betrieb/Konzern mit den Er-
pressungen der Gegenseite alleine fer-
tig werden zu lassen, ist wirklich ein
komplettes Versagen der Gewerk-

schaftsführungen.
Denkbar ist durchaus,
dass auch die Konzern-
betriebsratsführungen
keine überbetriebliche
Solidarität herstellen
wollten. Nicht nur öf-
fentlich durchscheinen
zu lassen, dass die ein-
wöchige „Arbeitsnie-
derlegung“ der Be-
schäftigten von Opel in
Bochum eher als stö-
rend empfunden wird,
sondern auch keinerlei
politische und finan-
zielle Solidarität zu or-
ganisieren, ist schon ein
starkes Stück Gewerk-
schaftsgeschichte.

Auch die Gewerkschaft ver.di ver-
sucht durch eine Anpassungsstrategie,
manche sagen auch Unterwerfungs-
strategie, den Flächentarifvertrag im
öffentlichen Dienst zu retten. Ob dies
funktioniert und wenn ja, für wie lange
sei noch dahin gestellt.

Das elementare Gewerkschaftsver-
ständnis,dass die Gewerkschaften dazu
da sind, Konkurrenz unter den Be-
schäftigten abzubauen und übergrei-
fende Solidarität herzustellen, wird er-

Leider wurde die Rednerliste der eh schon
relativ langen Generaldebatte auf der Kon-
ferenz genau vor dem Beitrag des Genossen
Müllerschön geschlossen. Deshalb doku-
mentieren wir seinen nachgereichten Bei-
trag im Folgenden.

Ich heiße Johannes Müllerschön und
versuche mich seit 30 Jahren in linker
Gewerkschaftspolitik, davon 25 Jahre
in einem großen italienischen Automo-
bilkonzern. Zur Zeit bin ich Standort-
betriebsratsvorsitzender  (130 Beschäf-
tigte), Gesamtbetriebsratsvorsitzender
(ca. drei Standorte, 310 Beschäftigte)
und stellvertretender Konzernbetriebs-
ratsvorsitzender (vier Standorte plus
Niederlassungen, ca. 1 100 Beschäftig-
te), allerdings nicht im industriellen
Kernbereich, sondern in der Landtech-
nik und im Vertriebs- und Angestellten-
bereich, also kurz gesagt in der gewerk-
schaftlichen Diaspora. Ich will auf zwei
Probleme der praktischen Arbeit im Be-
trieb hinweisen, die mit zunehmender
Globalisierung zusammenhängen und
auf die wir Gewerkschaftslinken noch
zu wenig Antworten haben:

1.Viele Belegschaften und Betriebsrä-
te haben vor Ort keine kompetenten An-
sprechpartner mehr auf Arbeitgebersei-
te, sondern gut bezahlte Befehlsemp-
fänger und -vollstrecker, die von Kon-
zernzentralen ferngesteuert sind. Die
Verhandlungspartner von Betriebsrats-
gremien vor Ort haben oft nichts zu sa-
gen, und an die Leute, die was zu sagen

haben, kommt man nur, wenn über-
haupt, über GBR-, KBR- oder gar EBR-
Gremien ran, die wiederum den Nach-
teil haben, dass sie weiter weg sind von
der Basis und auch oft wegen unter-
schiedlicher, manchmal auch direkt
gegensätzlicher Interessenslagen ge-
schwächt sind.Standortlogik ist ja nicht
nur eine verwerfliche Ideologie,sondern
tatsächlich oft genug auch echter Inter-
essenskonflikt. Wer ist denn nun „Ge-
werkschaftsführung“? Die Betriebs-
ratsfürsten, die der IG Metall vor Ort
oder im Bezirk sagen, wo es lang geht?
Oder die Gewerkschaftsfunktionäre,
die bei Interessenskonflikten versuchen
zu vermitteln? Müsste dieser Bereich
und diese Kommunikation nicht demo-
kratischer und transparenter struktu-
riert werden? 

2. Das Thema Arbeitsplätze, Arbeits-
volumen und Arbeitszeit klafft nicht
nur gesellschaftlich, sondern auch in
den Betrieben immer weiter auseinan-
der. In den Unternehmen nimmt der
Widerspruch zwischen Finanzcontrol-
ling und Budgetvorgaben einerseits und
stofflicher Produktion oder auch
Dienstleistung andererseits enorm zu.
Die im Betrieb für jeden sichtbaren Auf-
gaben und die vom Kapital bereit ge-
stellten Arbeitsplätze passen nicht
mehr zusammen. War da nicht mal was
mit Gebrauchswert und Tauschwert der
produzierten Waren im Kapitalismus?
Wenn sich heute Betriebsräte und Ge-
werkschafter auch und immer mehr um

die stoffliche Seite der Produktion küm-
mern und über Kampfkraft und Streik-
androhung hinaus versuchen, Einfluss
zu nehmen, ist das immer das verwerf-
liche Comanagement? Der Anfang des
Verrats an der heiligen Arbeitersache?
Etwas weniger Emotionen und dafür
mehr ehrliche, auch selbstkritische
Untersuchung und Betrachtung der ob-
jektiven Probleme bei der Verteidigung
und dem Ausbau von berechtigten
Interessen der abhängig Beschäftigten
wäre sinnvoll.

Aus eigener Erfahrung kann ich Euch
nur sagen,dass linke Gewerkschaftspo-
litik innerhalb der bestehenden Ein-
heitsgewerkschaften bedeutend effekti-
ver ist, als das im eigenen Saft Schmo-
ren in linken gewerkschaftsoppositio-
nellen Kreisen. Es wurde in den vielen
Beiträgen vor mir richtige und heftige
Kritik geübt an der „Gewerkschafts-
führung“ und an ihrem falschen Kurs.
Allerdings würde ich festhalten wollen,
dass politische Richtungsgewerkschaf-
ten wie in Italien und in Frankreich auch
nicht die Ergebnisse bringen, die wir
uns wünschen. Ein internationaler Er-
fahrungsaustausch ist auch zu diesem
Thema dringend erforderlich. Ich habe
die Hoffnung, dass die neugegründete
europäische Linkspartei, in der sich die
PDS und andere zusammengeschlossen
haben, hier weiterhelfen kann. Vernet-
zung linker Gewerkschaftspolitik ist
dringender denn je, eben nicht nur na-
tional, sondern international.

Gewerkschaftslinke in Stuttgart: Ein ungehaltenener Diskussionsbeitrag



Krankenkassen verhandeln
über Preisnachlässe bei der
Pharmaindustrie. HB, Fr./Sa.,
14./15.1.05.Die gesetzlichen Kranken-
kassen und die Betriebskrankenkassen
wollen dieses Jahr erstmals in großem
Stil in Verhandlungen mit der Phar-
maindustrie über Preisnachlässe für die
ca. 77,5 Millionen Versicherten in
Deutschland einsteigen. Die Pharmain-
dustrie erwartet in Folge der Rabatt-
verhandlungen eine Umwälzung in der
Arzneimittelversorgung. „Das wird die
Marktbedingungen für die Industrie
dramatisch verändern,“ so H. Kortland
vom Bundesverband der Arzneimittel-
hersteller. Es werde u.a. zu einem Kon-
zentrationsprozess kommen. „Kleine
Unternehmen haben bei dem nun ein-
setzenden Wettlauf um Rabattverträge
nur eine Chance, wenn sie exklusive
Arzneimittel im Sortiment haben.“

Handwerk verzeichnet noch kaum Kon-
kurrenz aus dem Osten. Di, 18.1.05. Der
neu gewählte Präsident des Zentralver-
bandes des Deutschen Handwerks, O.
Kenzler, zeigt sich zuversichtlich, dass
die Handwerker mit besserer Qualität
und Service dem heftigen Wettbewerbs-
druck der aus den östlichen EU-Mit-
gliedsländern kommt, begegnen könn-
ten. Der befürchtete Ansturm von
Handwerkern aus dem Osten sei – bis
jetzt jedenfalls – ausgeblieben. Aller-
dings würden seit vergangenem Mai
eine ganze Reihe von Betriebsgründun-
gen durch Staatsangehörige aus den
neuen Mitgliedsstaaten beobachtet.Von
ihnen gehe ein heftiger Wettbewerbs-
druck aus, da ihre Leistungen sehr
preiswert angeboten würden. Die Verla-
gerung von Betriebssitzen oder Arbeits-
plätzen bildeten jedoch die Ausnahme
im Handwerk. Eher würde Niederlas-
sungen in den östlichen Ländern ge-
gründet, um die Dienstleistungen und
Produkte vor Ort abzusetzen.

Industrie lehnt Verantwortung für fal-
sche Ernährung ab. HB, Mi., Fr./Sa.,
21./22.1.05. Der für Gesundheits- und
Verbraucherfragen zuständige EU-
Kommissar M. Kyprianou hat der In-
dustrie eine Frist von einem Jahr ge-
setzt, in der sie an Kinder gerichtete An-
zeigenkampagnen für Junk-Food einzu-
stellen habe. Andernfalls drohen ge-
setzliche Maßnahmen.Dagegen hat sich
der am 20.1.05 neu gewählte Vorsitzen-
de der Bundesvereinigung der Deut-
schen Ernährungsindustrie (BVE), J.
Abraham, ausgesprochen. „Die Politi-
ker sollten nicht immer die Schuld so-
fort der Industrie in die Schuhe schie-
ben. Ich sehe die Verantwortung für ein
falsches Ernährungsverhalten zu aller-
erst bei den Eltern“, so Abraham. Der
Vorwurf an die Industrie lautet, sie trü-
ge mit ihren Produkten die Verantwor-
tung für die wachsende Fettleibigkeit in
der Gesellschaft.Presseauswertung: rst
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Wirtschafts-

pressesetzt durch „Mitgestaltung“ der Kon-
kurrenz zur Verbesserung der Standort-
bedingungen.Es ist absolut verwunder-
lich, dass es noch nicht einmal ein arti-
kuliertes Problembewusstsein darüber
gibt, in welchem Maße hier die sozialen
Standards nach unten konkurriert wer-
den, wenn diese Politik so weiter ver-
folgt wird.

Dass auf dem politischen Feld die Mo-
bilisierung und Weiterentwicklung der
Proteste gegen Sozialabbau in Form ei-
nes Arbeitnehmerbegehrens (Unter-
schriftensammlung) erfolgte und damit
der Abgesang eingeleitet wurde, ist nur
die andere Seite der gleichen gewerk-
schaftspolitischen Medaille. Gerade in
der Verbindung der sozialen Frage mit
der tariflichen hätte die Weiterentwick-
lung der Proteste bestehen können.

Wie geht es weiter? 

Es ist nicht so einfach einzuordnen,wel-
che Motive hinter der kritisierten „Stra-
tegie“, sofern es eine ist, stehen. Ist es
die Angst vor Niederlagen, wenn die
Gegenwehr organisiert würde? Also

Selbstmord aus Angst vor dem Tod. Ist
es die Hoffnung, dass es sich bei der Ka-
pitaloffensive um eine vorübergehende
Erscheinung handelt, die in einen neu-
en sozialen Kompromiss übergehen
kann, wenn auch auf niedrigerer mate-
rieller Basis? Ist es die Angst vor inne-
ren Widersprüchen,die zweifellos bei ei-
ner anderen Politik größer würden?
Sind neoliberale Gedanken in Gewerk-
schaftsköpfe eingezogen? Wahrschein-
lich ist es von allem etwas. Eine große
Rolle spielt sicherlich, dass in ihren
Köpfen jenseits der kapitalistischen Lo-
gik keine Alternative sichtbar ist. Es
wird aber auf der geistig-politischen
Ebene besonders wichtig sein, diesen
Mythos der kapitalistischen Wirtschaft
(die Menschen sind für die Wirtschaft da
und müssen sich ihren Bedürfnissen
unterordnen) zu zerstören und erste Al-
ternativen nicht nur zur neoliberalen,
sondern auch zur kapitalistischen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung zu
entwickeln. Und wenn es im ersten
Schritt nur die Position ist, dass die
Wirtschaft den Menschen nützen muss
und nicht umgekehrt.

Gewerkschaftlicher Erosion 

entgegentreten 

Es ist völlig klar, dass bei einer Fortset-
zung der bisherigen Gewerkschaftspo-
litik nicht nur die gesellschaftliche Be-
deutung der Gewerkschaften drama-
tisch zurück geht.Die schleichende Ero-
sion der Gewerkschaften in Form zu-
rückgehender Mitgliederzahlen und
nachlassender Bindung nimmt an Grö-
ße und Beschleunigung zu. Eine andere
Richtung findet trotzdem derzeit keine
Mehrheit, höchstens auf betrieblicher
oder lokaler Ebene. Elemente einer an-
deren Gewerkschaftspolitik müssten
sein: 

• Überbetriebliche Gegenwehr gegen
die Angriffe auf die  Tarifverträge 

• Widerstand gegen  Sozialabbau und
Verbindung mit den tariflichen und be-
trieblichen Fragen und damit Politisie-
rung der Gewerkschaften auf jeder Ebe-
ne 

• Internationalisierung der Gewerk-
schaftspolitik. Da die Konzerne die
Standorte international gegeneinander
ausspielen, muss das einer der wichtig-

sten Ansatzpunkte
sein.

• Die Zusammen-
arbeit und  Vernet-
zung mit den Grup-
pen der sozialen Be-
wegungen (Erwerbs-
lose, Globalisie
rungskritiker, Mi-
granten/innen, u.v.
a.m.) muss ausgebaut
und auf eine andere
politische und demo-
kratische Basis ge-
stellt werden. Das al-
les muss verbunden
werden mit einem po-

litischen Programm oder zumindest An-
sätzen dazu, das auf der politisch-gei-
stigen Ebene aus der Defensive heraus-
führt. Nur mit der Verteidigung des Be-
stehenden oder gar dem Verkauf des Be-
stehenden gegen vermeintliche Arbeits-
platz- oder/und Standortgarantien ist
nicht einmal das erreichbar.

G-Linke muss ihren Einfluss erhöhen 

Die G-Linke muss der Erosion der Ge-
werkschaften durch bewusste und deut-
lich wahrnehmbare Kritik an den heu-
te sichtbaren gewerkschaftlichen „Poli-
tikkonzepten“ entgegenarbeiten und
den Gewerkschaftsmitgliedern zur po-
litischen Orientierung verhelfen. Sie
muss Alternativen herausarbeiten und
veröffentlichen.Vor allem aber muss sie
ihre Verankerung an der Basis, in den
Regionen erhöhen. Die Belebung der
örtlichen Foren und Strukturen ist min-
destens so wichtig wie die überregiona-
le Vernetzung. Man kann nur etwas ver-
netzen, was es gibt. Sie muss aber auch
an Einfluss gewinnen und darf sich kei-
nesfalls darauf beschränken, die vor-
herrschende Politik zu bejammern.
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PDS erfolgreich – Zulas-
sung zur Landtagswahl 
Am 7. Januar wurde im

Innenministerium des Landtages
in Kiel darüber entschieden, welche
Parteien für die Landtagswahl am 20.
Februar 2005 zugelassen werden. Ins-
gesamt 13 Parteien hatten sich bewor-
ben und wiesen, wie der Vorsitzende
sagte, keine Mängel bei den Anträgen,
Protokollen und den Unterstützungs-
unterschriften auf.Außer den bereits im
Landtag vertretenen Parteien von SPD,
CDU,FDP,Bündnis 90/Die Grünen und
dem Südschleswigschen Wählerver-
band (SSW) treten die PDS, die DKP,
die Grauen Panther und die Partei Bi-
beltreuer Christen (PBC) an. Neu hinzu
kamen die Deutsche Seniorenpartei,die
Familienpartei Deutschlands und die
Partei Rechtsstaatlicher Offensive. Auf
der Landesliste kandidieren insgesamt
zwölf 12 Genossinnen und Genossen
unter dem Motto „Schleswig-Holstein
– Sozial mit aller Kraft“. An der Spitze
stehen die Landesvorsitzenden Edda
Lechner und Harald Koch, Gönül Do-
gan und Ragnar Lüttke aus Lübeck.
Edda Lechner

„Soziale Alternative für NRW“ – PDS
stellt Landesliste auf
„Soziale Alternative für NRW – Protest
braucht eine linke Stimme: PDS.“ Mit
dieser Losung tritt die PDS NRW bei
den Landtagswahlen am 22.5.2005 an.
Das beschloß der PDS-Landespartei-
tag am 23./24. Januar 2005 in Hagen.
Nach ausführlicher Diskussion verab-
schiedeten die rund 120 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mit großer Mehr-
heit eine Landespolitische Erklärung
und wählten die Landesliste. Damit
kann auf Landesebene mit der Unter-
schriftensammlung begonnen werden,
die für die Einreichung der Landeslis-
te notwendig ist.

„Die NRW-Wahl ist der Vorlauf zur
Bundestagswahl. Gerade deshalb rufe
ich die gesamte Partei auf,diesen Wahl-
kampf zu unterstützen,“ erklärte der
neue Bundeswahlkampfleiter der PDS,
Bodo Ramelow,auf dem Parteitag.„Von
NRW wird das Signal ausgehen: Die
PDS kämpft bundesweit um Alternati-
ven zum Kartell der sozialen Kälte der
Parteien, die Deutschland einen neoli-
beralen Stempel aufdrücken wollen …
Die vom Parteivorstand beschlossene
finanzielle Unterstützung des Wahl-
kampfes von 300.000 Euro wird die Ba-
sis für einen intensiven Wahlkampf der
PDS aus allen Ländern in NRW sein.“

Die 16-köpfige Landesliste wird von
Paul Schäfer, Landessprecher der PDS
(Köln),und Claudia Radtke,Personalrä-
tin bei der Post (Wuppertal) angeführt.
Insgesamt drei Migranten türkischer
und kurdischer Herkunft kandidieren
auf der Liste, Sabahattin Karakoc (Bie-

lefeld),Hamide Akbayir (Köln) und Hüs-
niye Dogmus (Wuppertal),die erst kürz-
lich aus der SPD ausgetreten ist.Mit Pro-
fessor Wolfgang Dreßen, Leiter der Ar-
beitsstelle Neonazismus an der Fach-
hochschule Düsseldorf, konnte die PDS
NRW darüber hinaus einen engagierten
und anerkannten Wissenschaftler ge-
winnen.Damit stehen auch Personen auf
der Liste für eine wichtige Aussage der
Landespolitischen Erklärung: „Wir
werden dabei mithelfen, dass dem rech-
ten Mob nicht die Straße überlassen
wird, und wollen dazu beitragen, einen
Einzug der NPD in den Landtag zu ver-
hindern. Dafür kommt es auch auf eine
hohe Wahlbeteiligung an!“

Die Erklärung, die von einer Arbeits-
gruppe des Landesvorstandes in kür-
zester Zeit erarbeitet wurde,macht den
Bruch deutlich, der die Landespolitik
durchzieht: „Nordrhein-Westfalen ver-
stand sich als das ,soziale Gewissen der
Republik‘. Das war nicht nur die Auf-
fassung der Gewerkschaften und der
Sozialverbände; auch Landesregierun-
gen machten sich diese Ansicht zu ei-
gen … Die derzeitige Landesregierung
unter Ministerpräsident Steinbrück ist
Vorreiter einer Politik, deren Rezepte
lauten: Privatisierung und Deregulie-
rung, unbezahlte Mehrarbeit und
Lohnsenkung für die Beschäftigten,
Billiglöhne, Mini-Jobs, Druck auf die
Erwerbslosen.“ Die PDS NRW fordert
u.a. eine Bundesratsinitiative zu Hartz
IV, durch die Alg II und Sozialgeld auf
ein existenzsicherndes Niveau aufge-
stockt und die neuen Zumutbarkeitsre-
gelungen aufgehoben werden sollen.

Abgesehen davon, dass die neu ge-
gründete Wahlalternative ASG sich
nicht als sozialistisch versteht, ist die
Landespolitische Erklärung der PDS
deutlich konkreter als das Wahlpro-
gramm der ASG, die ebenfalls zur
Landtagswahl antritt. Die PDS NRW
kann inzwischen ein Stück weit aus den
Erfahrungen ihrer über 120 kommuna-
len Mandatsträger schöpfen. Ein Ge-
sprächsangebot der PDS NRW hat die
ASG ausdrücklich abgelehnt.Trotzdem
wird es nicht einfach werden, die 128
Wahlkreise des Landes mit Direktkan-
didatinnen und -kandidaten zu beset-
zen und in jedem dieser Wahlkreise die
nötigen 100 Unterstützungsunter-
schriften zu sammeln. wof

„Unser Nein zu dieser Verfassung“ ist
eine Pressemitteilung der PDS-Mit-
glieder im Europaparlament über-
schrieben, von allen Mitgliedern außer
Silvia Yvonne Kaufmann. Eine solche
Erklärung war nötig, weil letztere sich
der ablehnenden Haltung der Fraktion
der GUE/NGL nicht anschloss.Wir do-
kumentieren aus der Erklärung der
Mehrheit und die Meinung von Yvonne
Kaufmann.

„Die gestrige Debatte zum Corbett/
Mendez de Vigo-Bericht hat zwar deut-
lich gemacht, dass der EU-Verfas-
sungsvertrag auch einige positive Neu-
erungen enthält, die den europäischen
Integrationsprozess bereichern und
voranbringen können. Die Verfassung
bringt jedoch gegenüber den gegen-
wärtig gültigen EU-Vertragswerken
gravierende Veränderungen mit sich,
deren Umsetzung weitreichende und
schwerwiegende Folgen für die politi-
sche Ausrichtung der Europäischen
Union und das Leben ihrer Bürgerin-
nen und Bürger hätte. Unsere Kritik-
punkte haben wir wiederholt und aus-
führlich formuliert und öffentlich ge-
macht.Sie richten sich insbesondere ge-
gen die neoliberale Ausrichtung der
Wirtschafts- und Sozialpolitik, die
schon seit Jahren die praktische EU-
Politik bestimmt und zu wachsender
Armut und gravierend ungleicher Ver-
teilung des gesamtgesellschaftlichen
Reichtums in Europa führt. Mit dem
neuen Verfassungsvertrag würde sie
nun in Verfassungsrang erhoben und
auf Jahrzehnte den Kurs europäischer
Politik festlegen. Unsere fundamentale
Kritik richtet sich ebenso gegen die im
Verfassungsvertrag verankerten Mili-
tarisierungsbestrebungen …“

NEIN zum Nein,von Sylvia-Yvonne
Kaufmann:
Mein NEIN zum Nein hat auch mit dem
Versagen der Linken zu tun. Während
der Verfassungskonvent über die Zu-
kunft der EU stritt und europäische Ge-
schichte schrieb, betrachtete die Euro-
päische Linke das Geschehen im Grun-
de unbeteiligt aus der Ferne. Die Chan-
ce, zielgerichtet in einen ablaufenden
politischen Prozess zu intervenieren,
wurde vertan. Von sehr wenigen Aus-
nahmen abgesehen, gab es zu keinem
Thema konkrete Vorschläge, sei es nun
zur Kompetenzabgrenzung zwischen
der EU und ihren Mitgliedstaaten, zur
Demokratisierung der EU, zur Ausge-
staltung des Subsidiaritätsprinzips,zur
Außen- und Sicherheitspolitik oder gar
zur Frage eines sozialen Europas.

Dies trifft leider im Kern auch auf die
PDS zu, die im Unterschied zu anderen
linken Parteien nicht auf eine Renatio-
nalisierung der europäischen Politik,
sondern bislang auf eine progressive
Weiterentwicklung der Europäischen
Union orientierte … Darüber hinaus
wird eine „andere Verfassung“ gefor-
dert,ohne überzeugende Alternativvor-
schläge auf den Tisch legen zu können.
Für mich ist jedoch inakzeptabel,wenn
die Linke, die den Verfassungsprozess
ignorierte und unfähig war, eigene sub-
stantielle Vorschläge zu präsentieren,
sich heute geradezu mit Aufrufen über-
schlägt,um gegen die so genannte „Gis-
card-Verfassung“ mobil zu machen.
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Zum Frowein-Barcz-

Gutachten

Halbe 
Entwarnung
Am 19. November traf der tschechische
Premierminister Stanislav Gross in
Berlin mit Bundeskanzler Schröder zu-
sammen. Nach dem Treffen der beiden
Regierungschefs wurde berichtet, der
deutsche Bundeskanzler habe Entschä-
digungsansprüche von Sudetendeut-
schen an die Tschechische Republik er-
neut strikt abgelehnt und erklärt, die
Aussagen eines Rechtsgutachtens für
Polen seien auch für Tschechien gültig.
Bei dem erwähnten Rechtsgutachten
handelt es sich um die 40-seitige Ex-
pertise, die am 10. November 2004 von
dem deutschen Völkerrechtler Joachim
A. Frowein (Max-Planck-Institut für
ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht in Heidelberg) und seinem
polnischen Kollegen Prof. Jan Barcz
(Lehrstuhl für Europarecht der Wirt-
schaftsuniversität Warschau) der Öf-
fentlichkeit vorgestellt wurde. Das
„Gutachten zu Ansprüchen aus
Deutschland gegen Polen in Zu-
sammenhang mit dem Zweiten Welt-
krieg“ war von der deutschen und der
polnischen Regierung gemeinsam in
Auftrag gegeben worden. Es sollte prü-
fen, ob es eine rechtliche Grundlage für
die aus den Reihen der deutschen Ver-
triebenenverbände erhobenen Vermö-
gensansprüche an Polen gibt,die Schrö-
ders Erklärung vom 1. August in War-
schau entgegenstehen. Schröder hatte
dort während der Gedenkfeierlichkei-
ten für den Warschauer Aufstand er-
klärt,es dürfe „heute keinen Raum mehr
für Restitutionsansprüche aus Deutsch-
land geben, die die Geschichte auf den
Kopf stellen“.Danach hatten er und der
polnische Premierminister Marek Bel-
ka mehrfach die Vermögensansprüche
für „rechtsgrundlos“ erklärt (vgl. DTN
62). Darüber hinaus sollte in dem Gut-
achten untersucht werden, welche Aus-
sichten „Vertriebene“ haben, wenn sie
versuchen, ihre vermeintlichen Ansprü-
che durch individuelle Klagen juristisch
durchzusetzen, und welche Möglichkei-
ten die beiden Regierungen haben, vor
Gericht ihre Gegenposition vorzubrin-
gen.

Die Ergebnisse 

Die beiden Völkerrechtler kommen in
ihrem Gutachten zu folgenden Ergeb-
nissen:

„1. Es bestehen keine Rechtsansprü-
che in Zusammenhang mit dem Zwei-
ten Weltkrieg, die den Konsens in Frage
stellen könnten, dass ,es heute keinen

Raum mehr für Restitutionsansprüche
aus Deutschland geben dürfe‘. (…)

2. Der Versuch,Ansprüche aus den ge-
nannten Enteignungen vor polnischen,
deutschen, amerikanischen oder inter-
nationalen Gerichten durchzusetzen,
kann als aussichtslos bezeichnet wer-
den.

3. Die Bundesregierung und die pol-
nische Regierung können in verschiede-
nen Verfahren Erklärungen zu ihrer ge-
meinsamen Position abgeben, wenn ih-
nen Verfahren von den Gerichten zuge-
stellt werden.“

Juristisch aussichtslos

Es gibt keinen Grund, die Richtigkeit
dieser Ergebnisse anzuzweifeln.Von der
Aussichtslosigkeit individueller Kla-
gen, wie sie z.B. von der „Sudetendeut-
schen Initiative“ (SDI) oder von der
„Preußischen Treuhand“ vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Menschen-
rechte betrieben werden (vgl. DTN 61),
überzeugt nichts so sehr wie die „An-
merkungen“ des Rechtsanwaltes Tho-
mas Gertner zu dem Gutachten. Der ju-
ristische Vertreter der SDI bemängelt,
die Gutachter hätten sich nicht mit der
Frage befasst, ob nicht die Enteignun-
gen von 1945 „eine andere Rechtsqua-
lität haben, weil sie im Kontext mit ei-
nem Völkermord resp.einem Verbrechen
gegen die Menschlichkeit geschehen“
seien. Wenn man diesen Kontext nicht
anerkenne und „wenn die tatsächliche
Grundlage, auf welcher das Gutachten
Frowein/Barcz beruht, richtig wäre, so
wäre in der Tat eine Beschwerde gegen
Polen ebenso wie gegen die CR ohne jeg-
liche Erfolgsaussicht“. Gertners Pro-
zessstrategie baut deshalb ganz auf der
Behauptung eines Völkermordes auf.
Für die Gutachter war diese Fragestel-
lung dagegen so abseits, dass sie sie
nicht einmal erwähnten. Man darf wohl
als sicher annehmen,dass weder der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschen-
rechte noch irgendein anderes interna-
tionales Gericht sich Gertners Argu-
mentation zu eigen machen wird.

„Es ist und bleibt Aufgabe der Politik…“

Von der Aussichtslosigkeit juristischer
Schritte gehen Vertriebenenfunktionäre
wie Erika Steinbach (Bund der Vertrie-
benen) oder Bernd Posselt (Sudeten-
deutsche Landsmannschaft, SL) schon
länger aus. Posselt hat es deshalb von
Anfang an dem Witikobund überlassen,
mit der SDI die Probe aufs Exempel zu
machen, und Erika Steinbach hat sich
(nachdem sie der Preußischen Treuhand
so lange freie Hand gelassen hat, bis ihr
niemand mehr ihre Distanzierung ge-
glaubt hat) sogar durch ein Urteil des
Landgerichts Hamburg vom 12. No-
vember 2004 bestätigen lassen, dass sie
mit der Preußischen Treuhand nichts am
Hut hat.

Auf der politischen Bühne sehen
Steinbach und Posselt gleichwohl

weiterhin Chancen. Steinbach in ihrer
Sofortstellungnahme vom 10.11. zum
Frowein/Barcz-Gutachten: „Es ist und
bleibt Aufgabe der Politik,unter Einbe-
ziehung der betroffenen Menschen Wege
für gemeinwohlverträgliche Lösungen
zu finden.“ Gemeinwohlverträgliche
Lösung heißt für sie: Polen und die
Tschechische Republik müssen die Um-
siedlung als „Unrecht“ anerkennen.

Die SL beschuldigt weiterhin die
Bundesregierung, den „Vertriebenen“
diplomatischen Schutz in der Vermö-
gensfrage zu verweigern, und unter-
stützt die Klage, die ein „Betroffener“
schon vor fünf Jahren in ihrem Auftrag
beim Berliner Verwaltungsgericht ein-
gereicht hat. Darüber hinaus fordert sie
umso vehementer, selbst Verhandlungen
mit der tschechischen Regierung führen
zu können.

Recht auf diplomatischen Schutz?

Der Hauptteil des Gutachtens von Fro-
wein und Barcz beschäftigt sich daher
auch mit der Frage, ob die Bundesregie-
rung der Forderung,Vermögensansprü-
che von „Vertriebenen“ im Wege des di-
plomatischen Schutzes geltend zu ma-
chen, nachkommen muss bzw. darf. Die
Vorgabe von Seiten der Regierung lau-
tete dabei offensichtlich: Kein Abrü-
cken von den althergebrachten Positio-
nen, die seit Adenauers Zeiten die „Ge-
schäftsgrundlage“ der Vertriebenenver-
bände bilden.

„Deutschland“, so das Gutachten,
„hat immer die Rechtsauffassung ver-
treten, dass die Vertreibung der deut-
schen Bevölkerung aus den früheren
deutschen Ostgebieten ebenso rechts-
widrig war wie die entschädigungslose
Enteignung, die von Polen vorgenom-
men worden ist. … Die Erklärung des
Bundeskanzlers kann nicht so verstan-
den werden, als ob die deutsche Rechts-
auffassung aufgegeben würde.“

Daraus abgeleitete „völkerrechtliche
Ansprüche, die im Wege des diplomati-
schen Schutzes geltend gemacht werden
können“, seien auch im Völkerrecht an-
erkannt. Die Voraussetzung für die
Durchsetzung derartiger Ansprüche sei
jedoch, „dass entweder die betroffenen
Staaten die Völkerrechtswidrigkeit ei-
ner derartigen Enteignung anerkennen
oder dass ein internationales Gericht
die Streitfrage bindend entscheiden
kann“.

Diese Voraussetzungen seien jedoch
nicht gegeben.

Als weitere Fakten, die dem Gutach-
ten zufolge die Bundesregierung daran
hindern, Ansprüche für deutsche
Staatsangehörige gegen Polen geltend
zu machen, werden genannt:

• die Tatsache, dass die Umsiedlung
der deutschen Bevölkerung aus den frü-
her deutschen Gebieten östlich von
Oder und Neiße im Potsdamer Abkom-
men gebilligt wurde;      

• die Tatsache, dass die BRD von An-
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fang an die Verwaltung der Gebiete
durch Polen als rechtlich wirksam be-
handelt hat;

• die Tatsache, dass bislang keine
deutsche Regierung in Verhandlungen
mit Polen derartige Forderungen erho-
ben hat;

• die Tatsache,dass im Falle einer „Er-
örterung etwaiger deutscher Ersatzan-
sprüche unter Bezugnahme auf die ent-
schädigungslose Enteignung“ geklärt
werden müsste, „dass auch die Alliier-
ten die entschädigungslose Enteignung
als rechtswidrig ansehen“.Damit sei je-
doch nicht zu rechnen.„Vielmehr zeigen
die Vorgänge in Bezug
auf die Beneš-Dekre-
te für die Tschechos-
lowakei,dass die Alli-
ierten auf Anfrage hin
ihre Entscheidung in
Bezug auf die Um-
siedlung der deut-
schen Bevölkerung
und möglicherweise
auch die entschädi-
gungslose Enteig-
nung bestätigen wür-
den.“ 

• die Tatsache, dass
die BRD im sog.Über-
leitungsvertrag von
1954 („Vertrag zur
Regelung aus Krieg
und Besatzung ent-
standener Fragen“, mit dem die drei
westlichen Alliierten der BRD 1954 eine
beschränkte Souveränität zurückga-
ben) verpflichtet wurde, „in Zukunft
keine Einwendungen gegen die Maß-
nahmen (zu) erheben, die gegen das
deutsche Auslands- oder sonstige Ver-
mögen durchgeführt worden sind oder
werden sollen, das beschlagnahmt wor-
den ist für Zwecke der Reparation oder
Restitution oder auf Grund des Kriegs-
zustandes oder auf Grund von Abkom-
men, die die Drei Mächte mit anderen
alliierten Staaten, neutralen Staaten
oder ehemaligen Bundesgenossen
Deutschlands geschlossen haben oder
schließen werden.“ 

Diese Fakten werden in dem Gutach-
ten als „wesentliche rechtliche Schran-
ke der Möglichkeiten der Bundesregie-
rung“ bezüglich der Geltendmachung
von Ansprüchen im Wege des diploma-
tischen Schutzes gewertet. Daneben
werden weitere Punkte aufgeführt, die
der Bundesregierung auch das Recht ge-
ben, die Geltendmachung von Ansprü-
chen abzulehnen.

„Beinahe zwingend bzw. sehr gut 

vertretbar“

Hier wird vor allem mit dem „außenpo-
litischen Ermessen“ argumentiert. So
erinnert das Gutachten beispielsweise
daran, dass die Bundesregierung in den
Verhandlungen über den Zwei-plus-
Vier-Vertrag vom 12.9.1990 „von An-
fang an die Haltung eingenommen (hat),

dass mit diesem Vertrag auch das Pro-
blem von Reparationsforderungen auf
der Grundlage des Zweiten Weltkrieges
gegen Deutschland als erledigt angese-
hen werden muss“. Es sei danach nicht
nur naheliegend, sondern erscheine
„beinahe zwingend“ bzw. „im Rahmen
des außenpolitischen Ermessens der
Bundesregierung sehr gut vertretbar“,
dass umgekehrt auch die BRD vermö-
gensrechtliche Ansprüche nicht mehr
erheben kann.

Der Einwand, in zahlreichen Bundes-
gesetzen, Verfassungsgerichtsentschei-
dungen und Briefwechseln zu Verträgen

wie z.B. dem deutsch-polnischen
Grenzvertrag von 1990 sei ausdrücklich
festgehalten, dass Vermögensansprüche
davon nicht berührt werden und „die
Vermögensfrage“ weiterhin „offen“ sei,
begegnen die Gutachter mit einer Neu-
interpretation. Sie stellen fest, dass
zwar „die Offenheit der Vermögensfra-
ge in vielen deutschen amtlichen Erklä-
rungen zu finden“ sei, aber in den „aus-
drücklichen Formulierungen  … nie-
mals die Existenz konkreter Ansprüche
festgestellt“ wurde. Die Position der
Bundesregierung sei somit auch nach
deutschem Recht nicht zu beanstanden.

Schließlich, so das Gutachten weiter,
habe der Bundeskanzler selbst in dieser
Frage durch seine Erklärung in War-
schau einen neuen Fakt geschaffen: „Die
Bundesrepublik Deutschland kann die
Haltung, dass die Vermögensfrage offen
sei, nach den Erklärungen des Bundes-
kanzlers in Warschau nicht mehr ein-
nehmen. Hiernach ist geklärt, dass die
Bundesrepublik Deutschland auf der
völkerrechtlichen Ebene keine Vermö-
gensansprüche gegen Polen stellen
wird, die im Wege des diplomatischen
Schutzes wegen der Schädigung deut-
scher Staatsangehöriger geltend ge-
macht werden könnten.“

Die Formulierung einer gemeinsamen
Rechtsauffassung sei zwar „nicht der
Abschluss eines Vertrages“. Es handele
sich „aber um eine rechtlich relevante
Erklärung, die der Bundeskanzler als
Vertreter der BRD abgegeben hat“ und

die als einseitiger Akt anzusehen sei,der
für die BRD bindenden Charakter hat.

Alles in allem:

Das Gutachten begründet – im Wesent-
lichen formaljuristisch -, dass die indi-
viduellen Klagen von „Vertriebenen“
mit Unterstützung von SDI und Preußi-
scher Treuhand keine ernst zu nehmen-
de Gefahr darstellen. Es enthält außer-
dem Argumente dafür, dass die „Ver-
triebenen“ kein Anrecht darauf haben,
dass die Bundesregierung ihre ver-
meintlichen Vermögensansprüche ge-
genüber Polen oder der CR im Wege des
diplomatischen Schutzes geltend
macht. Es enthält eine Uminterpreta-
tion amtlicher deutscher Dokumente
bezüglich der „Offenheit der Ansprü-
che“, wobei diese neue Interpretation
möglich,aber nicht zwingend ist.Es hält
an den althergebrachten Grundauffas-
sungen deutscher Bundesregierungen
fest, wonach die Umsiedlung und ent-
schädigungslose Enteignung der Deut-
schen aus den ehemals deutschen Ge-
bieten östlich von Oder und Neiße sowie
aus der Tschechoslowakei völkerrechts-
widrig gewesen sei. Damit bestätigt es
die politische Grundlage für das Agie-
ren der Vertriebenenverbände (und ih-
rer Anführer v.a.aus der CSU und CDU)
und erlaubt ihnen, weiterhin auf diese
„deutsche Rechtsauffassung“ zu po-
chen und Polen und die Tschechische
Republik weiter mit ihren geschichtsre-
visionistischen Forderungen zu atta-
ckieren.

Zuletzt sei noch erwähnt, dass das
Gutachten offensichtlich mit sehr hei-
ßer Nadel gestrickt wurde. Darauf las-
sen jedenfalls manche Stellen schließen,
die so schlampig formuliert sind, wie
man es von renommierten Juristen nicht
erwarten würde. Das krasseste Beispiel
findet sich auf Seite 8: Die Autoren be-
ziehen sich dort auf folgenden Satz aus
Schröders Rede in Warschau: „Wir
Deutschen wissen sehr wohl, wer den
Krieg angefangen hat und wer seine er-
sten Opfer waren.“ In dem Gutachten
wird daraus: „Diese Formulierung des
Bundeskanzlers knüpft an die histori-
sche Tatsache an, dass Polen das erste
Opfer der Aggression gewesen ist, das
wegen der politischen Entwicklung
nach dem Zweiten Weltkrieg die Haupt-
last der Zerstörung selbst tragen mus-
ste.“ Wenn Polen das erste Opfer der
deutschen Aggression gewesen ist – was
war dann die Annexion Österreichs und
der Tschechoslowakei? Das Ergebnis
rechtlich wirksamer Verträge? Ange-
sichts der Tatsache, dass das Münchner
Diktat von deutscher Seite noch immer
als gültig zustande gekommener Vertrag
gewertet wird, könnte man auch auf die
Idee kommen, dass die „schlampige“
Zweideutigkeit hier Methode hat.
Renate Hennecke, entnommen aus:
Deutsch-Tschechische Nachrichten 63
vom 14.1.05

Potsdamer Konferenz: Der tschechoslowakische Präsident Beneš
im Gespräch mit US-Präsident Roosevelt
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A. Paul Weber
– ein Antifaschist?

Da A. Paul Weber nach 1945 sein antifa-
schistisches Image geschickt zu inszenie-
ren wusste und auch heute noch das ihm ge-
widmete Museum in Ratzeburg eine reichlich
apologetische Interpretation des Werkes ei-
nes künstlerischen Exponenten der Konser-
vativen Revolution (KR) pflegt, wird es wohl
noch Jahre dauern, bis der antifaschistische
Mythos um Weber entzaubert ist.

A. Paul Weber wurde am 1. November
1893 geboren und war vor dem 1. Welt-
krieg Mitglied der sehr heterogenen
Wandervogelbewegung, innerhalb derer
er schon damals enge Kontakte zu völ-
kisch-nationalistischen Kreisen pflegte.
Im 1.Weltkrieg war er Eisenbahnpionier
an der Ostfront sowie Kriegszeichner.
1927 illustrierte Weber das Buch „Mord
an der Zukunft“ des konservativen Re-
volutionärs Hjalmar Kutzleb. Über die-
ses Buch schrieb Armin Mohler,Spiritus
Rector der Neuen Rechten und beken-
nender Faschist, es sei „für die Kultur-
kritik der gesamten Konservativen Re-
volution repräsentativ“. Für Ernst Jün-
ger illustrierte Weber in dieser Zeit den
„Vormarsch – Blätter der nationalisti-
schen Jugend“. Ebenfalls 1927 erschien
das Buch Ernstes und Heiteres aus dem
Putschleben des Freikorpsführers Man-
fred Killinger mit Zeichnungen Webers.

1928 schloss Weber sich endgültig der
republik- und demokratiefeindlichen
KR an, genauer gesagt dem nationalre-
volutionären Widerstands-Kreis um
Ernst Niekisch. Der ehemalige Sozial-
demokrat Niekisch pflegte einen kruden
„Nationalbolschewismus“,wobei ihn an
der Sowjetunion nicht vornehmlich die
sozialen Errungenschaften faszinierten,
sondern hauptsächlich die dynamischen
Kräfte, welche die Oktoberrevolution
freigesetzt hatte. Nicht der unüber-
brückbare Klassenantagonismus hätte
die Revolution hervorgebracht, sondern
die mystisch verklärte slawische Volks-
seele. Sie verwechselten revolutionäre
Disziplin des Proletariats mit den von
ihnen angestrebten preußisch-männ-
lichen Tugenden. Der Widerstandsbe-
griff meinte in erster Linie Widerstand
gegen das „Versailler Diktat“, gegen die
Westmächte Frankreich und England
sowie die „westlerisch-weibisch-weich-
liche“ Weimarer Republik, welche dem
deutschen Volkscharakter fremd sei. Die
Sozialismusrhetorik Niekischs kannte
nur einen „Frontsoldaten-Sozialismus“,
im Schützengraben des 1. Weltkriegs
seien alle Deutschen gleich gewesen, die
kommunistische Bewegung wurde aus-
schließlich als Vehikel betrachtet, das
verhasste Versailler System zu zerschla-
gen, um darauf einen Nationalen Sozia-
lismus, befreit von jeglichen marxisti-
schen Inhalten, aufzubauen. Gleichzei-

tig lehnten Niekisch und seine Jünger
die klassische Rechts/Links-Einteilung
ab und stellten das Nationale als eini-
gendes Prinzip in den Mittelpunkt ihrer
Politik. Dem völkischen Rassismus der
NSDAP und ihrem Vordenker Hans F.K.
Günther versuchte der Widerstands-
kreis eine eigene Rassenlehre entgegen-
zusetzen. Louis Dupeux schreibt in sei-
ner Habilitationsschrift „Nationalbol-
schewismus in Deutschland 1919 –
1933“: „Jedenfalls erwies sich Niekisch
in der entscheidenden Periode seiner po-
litischen Laufbahn, in der Zeit vor 1933,
als ein Mann der extremsten Rechten.“

Eben jene Jahre waren auch prägend
für A. Paul Weber und begründeten sei-
nen Ruhm. Seine Zeichnungen für den
Widerstands-Verlag von Niekisch, 1931
bis 1936 war Weber Mitherausgeber, ge-
hören zu den bekanntesten, und einige
von ihnen wurden auch als antifaschis-
tisch interpretiert. Die Gegnerschaft zu
Hitler war allerdings in einer innerfa-
schistischen Opposition begründet, z.B.
darin, dass die NSDAP einen Kampf um
die Parlamente führte, also in dem ver-
hassten Versailler System mitmachte,
und sie das angestrebte Zweckbündnis
der Nationalbolschewisten mit der So-
wjetunion nicht teilte. Aus dieser Zeit
(1934) stammt auch das Bild „Der De-
nunziant“, das sich gegen die zuneh-
mende Bespitzelung jeglicher Opposi-
tion durch die Nazis richtet.

Bekanntermaßen setzte sich die hitle-

rische Variante des Faschismus in
Deutschland durch, und andere faschis-
tische Strömungen, auch innerhalb der
NSDAP (z.B. die Gebrüder Strasser und
der nationalrevolutionäre Flügel der
SA), wurden ausgeschaltet. Der Wider-
standskreis um Niekisch wurde 1937
zerschlagen, Weber verhaftet und für 5
Monate in Untersuchungshaft u.a. im
KZ Fuhlsbüttel inhaftiert. Er durfte

allerdings auch in Haft (unpolitische)
Bilder zeichnen, ein Umstand, von dem
andere inhaftierte NS-Gegner höch-
stens träumten.

Nach seiner Freilassung machte Weber
seinen Frieden mit den neuen Machtha-
bern. Statt eine USA-Reise 1938 zur
Flucht zu nutzen, illustrierte der „Anti-
faschist“ Weber jetzt Bildbeilagen des
Völkischen Beobachters, die von Joseph
Goebbels herausgegebene Zeitschrift
Das Reich und Schulungsmaterial der
Hitlerjugend.

1940 entstanden, zunächst aus eige-
nem Antrieb, später im offiziellen Auf-
trag die so genannten Britischen Bilder,
in welcher sich die antiwestliche Politik
des Widerstandskreises widerspiegelt.
Sie prangern zwar einerseits soziale und
politische Zustände sowie die Kolonial-
politik des Commonwealth an (die Na-
tionalbolschewisten definierten auch
das deutsche Volk als durch den Versail-
ler Vertrag von den Westmächte koloni-
alisiert), ließen sich aber andererseits
problemlos und von Weber unwider-
sprochen in die antibritische Propagan-
da der Nazis integrieren. Darüber hin-
aus sind einige von ihnen ein deutliches
Beispiel für Webers Antisemitismus.
Schon 1930 hatte Weber das Buch Lite-
ratenwäsche des Hamburger Konserva-
tiven Revolutionärs Wilhelm Stapel,eine
extrem rechte „Abrechnung“ mit fort-
schrittlichen Autoren der Weimarer Re-
publik, illustriert. Der Schriftsteller

Kurt Tucholsky, aus einer jüdischen Fa-
milie stammend, wird dort als Laus dar-
gestellt. Die letzten beiden Kriegsjahre
arbeitete Weber abermals als Kriegs-
zeichner und -karikaturist,1941 hatte er
sich dafür schon in der besetzten Ukrai-
ne bewährt.

Nach 1945 konnte Weber sich erfolg-
reich als früher Mahner und Opfer der
Nationalsozialisten inszenieren. Von

Nach gängiger Interpretation warnte Weber in seinem berühmten Bild schon 1932 vor dem
Krieg und den Verbrechen der Nazis. Seine Illustration für Niekisch Broschüre „Hitler – ein
deutsches Verhängnis“ hat jedoch laut dem Germanisten Dr. Thomas Dörr, der Webers Werk
kritisch analysierte, eine andere Bedeutung: Im Kontext mit Niekisch Text sind die Mar-
schierenden führungslose Deutsche, die in die nationale Bedeutungslosigkeit marschieren.
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antisemitischen Bildern, seiner führen-
den Rolle im Widerstandskreis und sei-
nen Auftragsarbeiten für die Nazis hat
er sich nie distanziert. Das offizielle We-
ber-Museum schreibt heute in Bezug auf
die umstrittenen Britischen Bilder ver-
brämend: „Sie gehören in der künstleri-
schen Qualität zu den Höhepunkten in
seinem Werk und geben auch unmittel-
baren Einblick in die schwierigen Ver-
hältnisse, denen Kunst im totalitären
Regime ausgesetzt war.“ 1971 wurde
Weber zum Professor ernannt und ihm
das Große Bundesverdienstkreuz verlie-
hen, 1980 verstarb er.

Webers Werke sind weit verbreitet und
haben auch in Schulbüchern Eingang
gefunden. Darüber hinaus wird er nach
wie vor in konservativen und rechtsex-
tremen Kreisen gewürdigt und seine
Teilhabe an der Konservativen Revolu-
tion dort natürlich auch nicht ver-
schwiegen.So schrieb die Junge Freiheit
2003: „Die Begegnung mit Niekisch darf
durchaus als eine für Weber entschei-
dende bezeichnet werden.“

In diesem Zusammenhang verwun-
dert auch nicht der Erscheinungsort der
neusten, sehr umfangreichen Weber-
Biographie von Klaus J. Dorsch (Leiter
des Weber-Museums) und Helmut Schu-
macher (2. Vorsitzender der Weberge-
sellschaft); das Buch erschien im Milita-
ria-Verlag E.S. Mittler & Sohn, dem er-
sten Verlag Ernst Jüngers.
erk, entnommen aus: LB Hamburg

Quellen: A. Paul Weber, Hoppla Kultur, Gütersloh
1954; Helmut Schumacher/Klaus J. Dorsch, A.
Paul Weber, Leben und Werk in Texten und Bil-
dern, Hamburg 2003; Louis Dupeux, National-
bolschewismus in Deutschland 1919 – 1933,Kom-
munistische Strategie und konservative Dyna-
mik, München 1985 (vergriffen); Reinhard Opitz:
Faschismus und Neofaschismus, Frankfurt am
Main 1984; Armin Mohler, Die Konservative Re-
volution in Deutschland 1918 – 1932, Darmstadt
1972; Thomas Dörr: Mühsam und so weiter, was
waren das für Namen … Zeitgeist und Zynismus
im antisemitisch-nationalistischen Werk des
Grafikers A. Paul Weber, Schriften der Erich-
Mühsam-Gesellschaft,Heft 18,Lübeck 2000 (ver-
griffen); Alfred Schobert,Auf rechts gehen? Gras-
wurzelrevolution Nr. 261, 11/2001; Tobias Wim-
bauer, Bilder eines Unruhestifters, Junge Freiheit
25/03, 13.06.2003; Webseiten: www.weber-mu-
seum.de und www.goral-gesellschaft.de

Leseempfehlungen

Geheimnisvolle 
Missionen
Wenige Tage nach dem endgültigen Sieg
über den Faschismus schreibt General
Eisenhower (USA) an den sowjetischen
Oberkommandierenden Marschall Shu-
kow einen Brief. Er ist vom 14. Juli 1945
datiert und enthält den Vorschlag, in den
verschiedenen Besatzungszonen Mili-
tärmissionen zu errichten. Eisenhower
wurde von seiner Regierung angewie-
sen, auf der Grundlage des Abkommens

über den Kontrollmechanismus in
Deutschland vom 14. November 1944
Verhandlungen mit den anderen Ober-
kommandierenden über die Errichtung
von Militärmissionen in Deutschland
aufzunehmen. Shukow stimmte am 27.
Juli zu.

Die Amerikaner meinten, das die Mis-
sionsmitglieder nicht unbedingt militä-
rische Fachleute sein sollten, sondern
eher „Diplomaten“ mit reicher politi-
scher Erfahrung und alle Teilstreitkräf-
te repräsentieren.Die Amerikaner sahen
als Hauptaufgabe der Missionen die
Unterstützung der Besatzungsbehörden
bei der Klärung von Problemen mit dem
sowjetischen Hauptquartier und die
Überwachung der Ausführung der vier-
seitigen Abkommen in der sowjetischen
Besatzungszone vor. Darüber hinaus
sollten die Missionen bei der Registrie-
rung von Kriegsgräbern helfen, Unter-
stützung bei Zeugenvernehmungen zu
Kriegsverbrecherprozessen in der ame-
rikanischen Besatzungszone und Hilfe
bei Gefangenentransporten gewähren,
bei der Auslieferung von militärischen
und zivilen Gefangenen helfen und zum
Schutz von amerikanischen Militärzü-
gen in die SBZ beitragen.

Im September 1946 waren alle Fragen
geklärt. Die Missionen erhielten exter-
ritorialen Status und ihre Angehörigen
diplomatische Immunität.

Schon am 16. September 1946 wurden
die Verhandlungen zwischen der sowje-
tischen und der britischen Seite abge-
schlossen (BRIXMIS).Gegenseitig zuge-
lassen wurden je 31 Missionsangehöri-
ge.Am 3.April 1947 folgte der Abschluss
eines solchen Abkommens mit Frank-
reich. Beiden Seiten gestehen sich in der
„MMFL“ genannten Mission gegensei-
tig 18 Missionsmitglieder zu. Die Briten
und Franzosen nahmen in Potsdam ihr
Domizil.

Am 5. April 1947 war schließlich auch
das Abkommen mit den Amerikanern
und Sowjets unter Dach und Fach. Die
„USMLM“ – United States Military Li-
asion Mission – bewohnte bis zur Auf-
hebung der Besatzungsrechte der Sie-
germächte im Jahre 1990 eine repräsen-
tatives Palais in Neufahrland (das bis
1945 von Prinz Friedrich von Hohenzol-
lern bewohnt worden war) bei Potsdam
mit 14 Offizieren und Soldaten, die, wie
man glaubte, aus dem amerikanischen
Geheimdiensten rekrutiert wurden.

Die sowjetischen Militärmissionen,
auch „SOXMIS“ genannt,waren jeweils
in Frankfurt am Main, Baden-Baden
und Bünde in gleicher Stärke statio-
niert.

In der deutschen Presse fanden die Ak-
tivitäten der Militärmissionen nahezu
keine Beachtung und wenn, dann nur,
wenn es zu irgendwelchen Zwischenfäl-
len kam. Ärger gab es, als am 11. März
1962 der britische Corporal Douglas
Day an der Grenze bei Kleinmachnow
durch Schüsse eines DDR-Grenzers le-

bensgefährlich verletzt wurde. Die bri-
tische Patrouille war in ein Sperrgebiet
eingedrungen.

Am 9. September 1975 gab es wiede-
rum Verletzte. Ein blauer Ford Taunus
mit zwei uniformierten sowjetischen Of-
fizieren und einem Fahrer fährt in ein
militärisches Sperrgebiet ein. Es ist
wegen des französisch-deutschen Ma-
növers „Große Rochade“ unterwegs.Die
Sowjets fotografieren Kasernen. Dabei
werden sie von Bundeswehrangehörigen
entdeckt. Der Ford wendet und rauscht
mit über 200 km/h davon, bis er an einer
Spitzkehre gegen eine Leitplanke prallt.
Hauptmann Kourinow und Oberleut-
nant Kurabelnikow erleiden Schnitt-
wunden.Sie werden in ein französisches
Militärhospital eingeliefert.

Im Frühjahr 1987 hält in Alsfeld ein
amerikanischer Major einen sowjeti-
schen Oberst und dessen Oberfeldwebel
über sechs Stunden fest,weil er ihn beim
Fotografieren von Einheiten der 3. US-
Panzerdivision geschnappt hat.

Neben der Beobachtung von Truppen-
manövern, Flugplätzen, Raketenstel-
lungen, Häfen, Radaranlagen, Depots,
Munitionslagern, werden Anzeichen für
bevorstehende oder bereits ausgelöste
Alarmstufen ausspioniert.Panzer,Verla-
debahnhöfe, Übersetzstellen, unterirdi-
sche Militäranlagen und alles, was nur
im Entferntesten mit den Kernwaffen zu
tun, wird beobachtet und kartogra-
phiert.

So kam es auch dazu,dass am 24.März
1985 der 37-jährige Major Nicholson
von der amerikanischen Militärmission
in der DDR bei einer Erkundungsfahrt
in der Nähe der Fernstraße Nr.5 bei Lud-
wigslust in Mecklenburg von einem so-
wjetischen Posten erschossen wurde.
Die Amerikaner wussten, dass in dieser
Gegend ein motorisiertes Schützenregi-
ment der 94. Division und ein Panzerre-
giment der 2. Sowjetischen Gardearmee
stationiert waren.Nach Angaben der so-
wjetischen Nachrichtenagentur TASS
seien die Amerikaner von USXMIS auf
das Militärobjekt gefahren sein und sol-
len von einem Fenster aus das Innere ei-
nes Militärobjektes fotografiert haben.
Auf den Anruf eines Postens in russi-
scher und deutscher Sprache habe Ni-
cholson nicht reagiert. Das amerikani-
sche Militär hat eine andere Version von
dem tragischen Vorfall.

Behling spricht von einem geheimen
Luftkrieg über der DDR, an dem sowje-
tische und NATO-Flugzeuge beteiligt
waren. Angeblich seien dabei 21 Men-
schen zu Tode gekommen. Im Januar
1964 drang eine T-39 Sabreliner – ein un-
bewaffnetes Trainingsflugzeug – bei
Diedorf in der Nähe von Mühlhaus in die
DDR ein. Das USAF-Flugzeug wird von
einem sowjetischen Abfangjäger abge-
schossen. Die amerikanischen Offiziere,
Colonel Hannaford, Captain Lorraina
und Captain Millard, sind sofort tot.Am
7.April 1965 donnern fünf MiG-21 über
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den Reichstag und die Kongresshalle in
West-Berlin. Dort findet eine Sitzung
des Deutschen Bundestages statt, was
nach Meinung der Sowjetunion und der
DDR unrechtmäßig ist. Gleichzeitig
werden Scheinangriffe auf den Tiergar-
ten und die alliierten Flugplätze Tem-
pelhof, Tegel und Gatow geflogen.

Zahlreiche Provokationen beider Sei-
ten werden dokumentiert. Besonders
interessant zu lesen ist der Abschnitt, in
dem die „Operation Mitte“ der NVA be-
schrieben wird. In einem noch vor dem
Ende der DDR vernichteten geheimen
Dokument soll der Einmarsch der NVA
vorbereitet gewesen sein. Belege dafür
konnte der Autor nicht beibringen.

Das Buch wird vor allem junge Leser
interessierten,da viele politische Details
beschrieben werden, die junge Men-
schen nur vom Hörensagen kennen.Eine
kurzweilige Lektüre, flüssig und span-
nend geschrieben. Franz-Karl Hitze

Klaus Behling: Spione in Uniform / Die Alli-
ierten Militärmissionen in Deutschland, Ver-
lag Hohenheim, Stuttgart, 2004, geb., 328
Seiten, Preis 19,90 Euro, ISBN 3-89850-
121-3

Kathrin Röggla: „Wir
schlafen nicht“
Die Autorin erläutert den Entstehungs-
prozess dieses Romans so: „Ich habe 25
längere Interviews (von eineinhalb bis
vier Stunden) mit Consultants,Coaches,
Programmierern, Journalisten geführt
und ca.15 kürzere,und ich habe viel zum
Thema Arbeit, Arbeitsbegriff gelesen.“
(Weitere Info: www.kathrin-roeggla.de)

Auf irgendeiner Industriemesse tref-
fen diese Leute aufeinander und erzäh-
len über ihr (Arbeits-)Leben, welches
vollständig besetzt ist von den Prozes-
sen, Strukturen, Umwälzungen und
marktgetriebenen Zwängen ihrer Bran-
chen, in denen sie tätig sind. Einer Fra-
genstellerin offenbaren die besagten
Gesprächspartner ihre Sicht von Arbeit,
Organisation, Konkurrenz, Personalab-
bau, Firmenpleiten, aber auch Privatle-
ben und Gesundheit einschließlich
„Schlaflosigkeit“.

Während der Lektüre dieses Buches
hat mich verblüfft, wie erschreckend
präzise eine relativ junge Autorin
(Kathrin Röggla ist Jahrgang 1971), die
selbst nicht unter diesen Bedingungen
arbeitet, die teilweise extremen Persön-
lichkeitsveränderungen in der indus-
triellen Arbeitswelt der letzten ein bis
zwei Jahrzehnte literarisch wiedergibt.
Es geht um Deformationen und Ent-
fremdungen bis hin zur Selbstverleug-
nung und -zerstörung, die bei den ge-
nannten Tätigkeiten dann auftreten,
wenn die eigenen Lebens- und Arbeits-
interessen mit Haut und Haaren in dem

jeweiligen Unternehmenszweck sozu-
sagen „aufgehen“.

Ich möchte im Folgenden ein paar
Interviewfetzen aus dem Buch zitieren,
um zu verdeutlichen, welche Erschei-
nungsformen dieses maßlose Getrie-
bensein, dieses an Drogensucht er-
innernde Arbeiten, dieses Nicht-mehr-
Aussteigen oder Abschalten-Können
bei gleichzeitig wachsender Unsicher-
heit annehmen kann.

„eine stunde killerschlaf“ –

Die Key-Account-Managerin und der
ITSupporter im Gespräch über fehlen-
den Schlaf (Kleinschreibung im Origi-
nal):

„also sie hat sich angewöhnt, sich
beim fliegen eine stunde killerschlaf zu
holen. und wenn tage superheftig wa-
ren, hat sie sich manchmal in irgendein
büro zurückgezogen und nur kurz,zehn,
fünfzehn minuten die augen zugemacht
… klar,wir sind alle nur menschen! aber
sag das mal jemandem auf den kopf zu!“
(S. 21)

„geistesgestörte arbeitszeiten“ –

Der Senior Associate: „müsse er zuge-
ben: ein wenig geistesgestört seien die
arbeitszeiten schon, das sei ihm klar,
wenn einem die arbeit nicht über alles
gehe, dann könne man das auch nicht
machen. das verstünde sich von selbst.
man mache locker 14 stunden, wenn
nicht gar 16 oder mehr. und das sei na-
türlich ein riesenunterschied.gerade die
zwei stunden mehr, die einem von der
freien zeit noch abgeknappst würden,
die könnten sie einem irgendwann nicht
mehr bezahlen … nee, schlafen sei nicht
schick, ‚das kommt nicht so gut‘, wer
schlafe, sei auch schlecht beraten, so als
berater (lacht), man würde eben viel ar-
beiten, ‚also wenn man um 18 uhr geht,
kommt üblicherweise der spruch: ob
man sich einen halben tag freigenom-
men habe?‘ das sei ein völlig normaler
spruch, ja, er würde fast sagen, es herr-
sche da so eine art wettbewerb vor, so
unter dem motto: wer hält am längsten
durch?“ (S.34/35)

„privatleben und libidinöse

durststrecken“ –

Der Senior Associate: „er schwöre ja auf
fernbeziehung, das wäre noch lebbar
neben der beruflichen belastung. aber
so ein normales familienleben ginge
nicht. Das könne er sich nicht vorstel-
len. gut, da sei er auch ein wenig zu jung
dazu, aber wenn er einmal eine familie
gründen werde, würde er die ab und zu
schon mal sehen wollen. und wie solle
das machbar sein,wenn man andauernd
unterwegs sei. das sage sich ja so ein-
fach: ‚friday in,monday out.‘ dabei stim-
me es ja gar nicht,und wenn es doch mal
klappe, dann müsse am wochenende
nachgearbeitet werden. also wenn er
jetzt ehrlich sein solle, er bekomme sei-
ne wohnung kaum noch zu gesicht, also

ihn würde es nicht wundern,wenn er sie
eines tages nicht mehr fände. also das
mit dem familienleben ginge bei ihm
nicht.“

Die Key-Account-Managerin: „sie
habe kein privatleben.nicht dass sie da-
von wüsste. nein, aber wenn, solle man
sie mal darüber informieren, denn hin
und wieder hätte sie schon gerne eines.
hin und wieder wäre sie schon gerne da-
bei, wenn sich so was wie ein streifen
privatleben am horizont zeige.

Sie sei ja nun keine von denen,die sag-
ten: die firma sei ihr privatleben, wie
man das heute so schnell sage, ohne sich
großartig was zu denken, aber etwas
wahres sei schon dran, müsse sie zuge-
ben. man hänge eben mit der zeit immer
mehr da rum. sie denke schon, dass sie
oft länger auf arbeit bleibe, als unbe-
dingt notwendig,aber wenn man mal ei-
nen gewissen punkt überschritten habe,
dann bleibe man oft, mache weiter, weil
es einfach anstrengender wäre, sich so-
zusagen in eine andere stimmung hin-
einzubewegen, sich sozusagen auf an-
dere sozialkontakte einzulassen … das
bekomme durchaus etwas sektenhaftes,
wenn man so wolle, aber von libidinö-
sen durststrecken würde sie jetzt nicht
gleich reden wollen, aber letztendlich
müsse man das strenggenommen doch,
denn wie solle man das auch anders be-
zeichnen.“ (S.72/73)

„abstürzen“ –

Der IT-Supporter: „grippen,virusinfek-
tionen, übelkeiten über nacht. kopf-
schmerzen.seine umwelt wisse dann be-
scheid. man lasse ihn dann in ruhe. man
warte einfach ab,‘ja, nach solchen pha-
sen stürzt du erst mal ab.danach bist du
fertig. und wenn du dann keine ergeb-
nisse vorzuweisen hast wie eben jetzt –
um so schlimmer für dich!‘“

Vor einem Fehlschluss möchte ich ab-
schließend warnen: diejenigen, die von
solchen „verrückten“ Arbeitsbedin-
gungen berichten, selbst für verrückt zu
erklären. Zugrunde liegen diesen para-
noiden Verhältnissen eine drastische
Veränderung der Arbeitsorganisation,
die die Maßlosigkeit der kapitalisti-
schen, globalisierten Markt- und Kon-
kurrenzbedingungen ungebremst auf
jeden Mitarbeiter durchschlagen lässt.
Gegenwehr ist nur möglich – das zeigen
zaghafte Ansätze in verschiedenen Be-
trieben – wenn es gelingt, Verständi-
gungsprozesse der Beschäftigten unter-
einander zu organisieren, bei denen je-
der erkennen kann: „Es geht nicht nur
mir so, ich muss selbst aktiv werden,um
meine eigenen Lebensinteressen zu
schützen, aber alleine kann ich es nicht
schaffen!“

mab, entnommen aus: an/az Freiburg

Kathrin Röggla, Wir schlafen nicht, 224 Sei-
ten, 18,90 Euro, erschienen im März 2004
im S. Fischer Verlag, ISBN 3-10-066055-2



MINE
TE

R

3./4. April. Frankfurt. Jahresversammlung Forum Kommu-
nistischer Arbeitsgemeinschaften. Vorbereitung der Mitglie-
derversammlung. Haus der Jugend, Deutschherrenufer 12,
Beginn 12 Uhr.

9./10 April. Berlin. Internationale Konferenz NS-Opfer ent-
schädigen – Täter bestrafen. Sie wird organisiert von Ar-
beitskreis Distomo (Hamburg),Arbeitskreis Angreifbare Tra-
ditionspflege (NRW), Support vor Survivors of Nazi Persecu-
tion International (Baltimore/ Köln).

23./24. April. Köln. Kommunalpolitische Konferenz der PDS.
Nach Offenbach 2003 und Sömmerda 2004 treffen sich die
PDS-Kommunalpolitiker/innen dieses Mal in Köln.Aus meh-
reren Gründen: Zum einen soll die Konferenz ein Angebot an
die vielen neuen PDS-Kommunalabgeordneten in NRW sein
(natürlich auch an alle anderen!), zweitens wollen wir die Ge-
noss/innen in NRW mit dieser Konferenz bei ihrem Land-
tagswahlkampf unterstützen. Außerdem soll in Köln die De-
batte um die Kommunalpolitischen Leitlinien und um politi-
sche und strategische Schwerpunkte linker Kommunalpoli-
tik weitergeführt werden. Mit dabei unter anderen: Lothar
Bisky, Dagmar Enkelmann, Katrin Kunert und die Autor/in-
nen der Kommunalpolitischen Leitlinien. Anmeldung bitte
bei: Alexander King, Tel. 030 24009 363, Fax 030 24009 624,
alexander.king@pds-online.de. Jede/r angemeldete Konfe-
renzteilnehmer/in bekommt rechtzeitig per Email oder Post
die Tagungsunterlagen zugeschickt.

6. Mai, Köln. Bundesparteitag der FDP

25. bis 29. Mai. Hannover. Evangelischer Kirchentag 

21. bis 24. Juli. Erfurt. Bundesweites Sozialforum. In zahlrei-
chen Workshops sollen Lösungen gefunden werden unter an-
derem zu den Themenschwerpunkten „Arbeit und Men-
schenwürde“,„Menschenrechte und politische Teilhabe“ oder
„Globalisierung und die Rolle Deutschlands in der Welt“. 36
Organisationen hätten bereits ihre Unterstützung zugesagt,
teilte der DGB Thüringen als einer der Veranstalter mit.

KOMMUNALPOLITISCHEE LEITLINIENN   
Kommunalpolitische Konferenz der PDS  
23./24. April 2005 im Bürgerzentrum Köln-Ehrenfeld 

Bürgerkommune – was verstehen wir genau darunter? Mehr Demokratie von 
unten – wie setzen wir das durch? Kommunale Selbstverwaltung ausbauen – 
geht das überhaupt noch angesichts knapper kommunaler Kassen? Soziale 
Kommune – gibt es dafür noch Spielräume im ersten Jahr von Hartz IV?  
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Vorschau auf Wahlen
20. Februar 2005: Landtagswahl in Schleswig-Holstein.
22. Mai 2005: Landtagswahl in NRW.
2006: Frühjahr: Kommunalwahl Hessen. April: Landtags-
wahlen Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Sachsen-An-
halt. Herbst: Bundestagswahl, Landtagswahlen Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin.

•
30. Januar. Frankfurt. Arbeitsausschuss Forum Kommunisti-
scher Arbeitsgemeinschaften. Vorbereitung der Mitglieder-
versammlung. Fulda, Bahnhof, Beginn 11 Uhr.

11. bis 13. Februar. München. Frieden und Gerechtigkeit ge-
stalten – Nein zum Krieg! Internationale und öffentliche
Gegenveranstaltung zur Sicherheitskonferenz. Näheres:
www.muenchner-friedensbuendnis.de

19. Februar. Köln. NPD – braunes Sammelbecken für zer-
strittene Rechte? Nazis sehen Chance, sich zu etablieren – Was
ist zu tun! Veranstaltung der Antifaschistischen Nachrichten.
14 Uhr, Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3.

23. Februar. Mainz. Besuch des US-Präsidenten George W.
Bush. Bundesweit sind Gegenaktionen angekündigt. Nähe-
res: www.bushinmainz.de

4./5. März. Stuttgart. Attac-Europa-Konferenz: EU global –
fatal?!. Näheres: www.attac.de

19. März, europaweit. Demos gegen Krieg, Rassismus und
Neoliberlismus. Aktionstag des Europäischen Sozialforums.
Zentrale Demonstration in Brüssel.

NPD – braunes Sammelbecken 
für zerstrittene Rechte?
Nazis sehen Chance sich zu etablieren
– Was ist zu tun!

Diskussion mit:

Prof. Wolfgang Dreßen
Leiter der Arbeitsstelle 
Neonazismus an der 
Fachhochschule Düsseldorf

Dr. Volker Külow
Mitglied des Sächsischen 
Landtages und 
Kulturpolitischer Sprecher 
der PDS-Fraktion

Samstag 19. Februar 2005  um 14.00 Uhr
Köln, Bürgerzentrum Alte Feuerwache
Melchiorstr. 3, Kleines Forum
Veranstalter: Herausgabekreis der Antifaschistischen Nachrichten
in Zusammenarbeit mit dem Förderverein
Infos: Tel. 0221-21 16 58


